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(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) 2015/1755 DES RATES 

vom 1. Oktober 2015 

über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Burundi 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 215, 

gestützt auf den Beschluss (GASP) 2015/1763 des Rates vom 1. Oktober 2015 über restriktive Maßnahmen angesichts 
der Lage in Burundi (1), 

auf gemeinsamen Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik und der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Am 1. Oktober 2015 nahm der Rat den Beschluss (GASP) 2015/1763 über restriktive Maßnahmen angesichts 
der Lage in Burundi an, der Reisebeschränkungen sowie das Einfrieren von Geldern und wirtschaftlichen 
Ressourcen bestimmter Personen, Organisationen oder Einrichtungen vorsieht, die — unter anderem durch 
Gewalttaten, Repression oder Aufstachelung zur Gewalt — für die Untergrabung der Demokratie oder die 
Behinderung einer politischen Lösung in Burundi verantwortlich sind, Personen, Organisationen oder 
Einrichtungen, die an der Planung, Leitung und Begehung von Handlungen, die internationale Menschenrechte 
oder humanitäres Völkerrecht verletzen oder die schwere Menschenrechtsübergriffe darstellen, in Burundi beteiligt 
sind. Diese Personen, Organisationen und Einrichtungen sind im Anhang des Beschlusses (GASP) 2015/1763 
aufgeführt. 

(2)  Die Union muss weitere Maßnahmen ergreifen, um den Beschluss (GASP) 2015/1763 umzusetzen. 

(3)  Die Hohe Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik und die Europäische Kommission sollten einen 
Vorschlag für eine Verordnung über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Burundi vorlegen. 

(4)  Diese Verordnung steht im Einklang mit den Grundrechten und Grundsätzen, die insbesondere mit der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union anerkannt wurden, insbesondere mit dem Recht auf einen wirksamen 
Rechtsbehelf und ein unparteiisches Gericht und dem Recht auf den Schutz personenbezogener Daten. Diese 
Verordnung sollte unter Achtung dieser Rechte angewandt werden. 

(5)  Die Befugnis zur Änderung der Liste in Anhang I dieser Verordnung sollte angesichts der besonderen Bedrohung 
des internationalen Friedens und der Sicherheit in der Region, die von der Situation in Burundi ausgeht, und um 
Kohärenz mit dem Verfahren zur Änderung und Überprüfung der Anhänge des Beschlusses (GASP) 2015/1763 
herzustellen, vom Rat ausgeübt werden. 
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(6)  Zur Durchführung dieser Verordnung und zur Gewährleistung eines Höchstmaßes an Rechtssicherheit innerhalb 
der Union müssen die Namen und übrigen sachdienlichen Angaben zu den natürlichen und juristischen Personen, 
Organisationen und Einrichtungen, deren Gelder und wirtschaftliche Ressourcen nach dieser Verordnung 
eingefroren werden müssen, veröffentlicht werden. Die Verarbeitung personenbezogener Daten sollte unter 
Einhaltung der Richtlinie 95/46/EG (1) und der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 (2) erfolgen. 

(7)  Damit die Wirksamkeit der in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen gewährleistet ist, sollte diese 
Verordnung sofort nach Veröffentlichung in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

a)  „Anspruch“ jede vor oder nach Inkrafttreten dieser Verordnung erhobene Forderung, die mit der Durchführung eines 
Vertrags oder einer Transaktion im Zusammenhang steht, unabhängig davon, ob sie gerichtlich geltend gemacht wird 
oder wurde, und umfasst insbesondere 

i)  Forderungen auf Erfüllung einer Verpflichtung aus oder in Verbindung mit einem Vertrag oder einer Transaktion, 

ii)  Forderungen auf Verlängerung oder Zahlung einer Obligation, finanziellen Garantie oder Gegengarantie in 
jeglicher Form, 

iii)  Forderungen nach Schadenersatz in Verbindung mit einem Vertrag oder einer Transaktion, 

iv)  Gegenforderungen, 

v) Forderungen auf Anerkennung oder Vollstreckung — auch im Wege der Zwangsvollstreckung — von Gerichts­
urteilen, Schiedssprüchen oder gleichwertigen Entscheidungen, ungeachtet des Ortes, an dem sie ergangen sind; 

b)  „Vertrag oder Transaktion“ jedes Geschäft, ungeachtet der Form und des anwendbaren Rechts, bei dem dieselben oder 
verschiedene Parteien einen oder mehrere Verträge abschließen oder vergleichbare Verpflichtungen eingehen; als 
„Vertrag“ gelten auch alle Garantien, insbesondere finanzielle Garantien und Gegengarantien sowie Kredite, rechtlich 
unabhängig oder nicht, ebenso alle Nebenvereinbarungen, die auf einem solchen Geschäft beruhen oder mit diesem 
im Zusammenhang stehen; 

c)  „zuständige Behörden“ die auf den in Anhang II aufgeführten Internetseiten angegebenen zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten; 

d)  „wirtschaftliche Ressourcen“ Vermögenswerte jeder Art, unabhängig davon, ob sie materiell oder immateriell, 
beweglich oder unbeweglich sind, bei denen es sich nicht um Gelder handelt, die aber für den Erwerb von Geldern, 
Waren oder Dienstleistungen verwendet werden können; 

e)  „Einfrieren von wirtschaftlichen Ressourcen“ die Verhinderung der Verwendung von wirtschaftlichen Ressourcen für 
den Erwerb von Geldern, Waren oder Dienstleistungen, die auch den Verkauf, das Vermieten oder das Verpfänden 
dieser Ressourcen einschließt, sich aber nicht darauf beschränkt; 

f)  „Einfrieren von Geldern“ die Verhinderung jeglicher Form der Bewegung, des Transfers, der Veränderung und der 
Verwendung von Geldern sowie des Zugangs zu ihnen oder ihres Einsatzes, wodurch das Volumen, die Höhe, die 
Belegenheit, das Eigentum, der Besitz, die Eigenschaften oder die Zweckbestimmung der Gelder verändert oder 
sonstige Veränderungen bewirkt werden, die eine Nutzung der Gelder einschließlich der Vermögensverwaltung 
ermöglichen; 

g)  „Gelder“ finanzielle Vermögenswerte und Vorteile jeder Art, die Folgendes einschließen, aber nicht darauf beschränkt 
sind: 

i)  Bargeld, Schecks, Geldforderungen, Wechsel, Zahlungsanweisungen und andere Zahlungsmittel, 

ii)  Einlagen bei Finanzinstituten oder anderen Einrichtungen, Guthaben auf Konten, Zahlungsansprüche und 
verbriefte Forderungen, 
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iii) öffentlich und privat gehandelte Wertpapiere und Schuldtitel einschließlich Aktien und Anteilen, Wertpapierzer­
tifikate, Obligationen, Schuldscheine, Optionsscheine, Pfandbriefe und Derivate, 

iv)  Zinserträge, Dividenden und andere Einkünfte oder Wertzuwächse aus Vermögenswerten, 

v)  Kredite, Rechte auf Verrechnung, Bürgschaften, Vertragserfüllungsgarantien und andere finanzielle Ansprüche, 

vi)  Akkreditive, Konnossemente, Übereignungsurkunden und 

vii)  Dokumente zur Verbriefung von Anteilen an Fondsvermögen oder anderen Finanzressourcen; 

h)  „Gebiet der Union“ die Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten, in denen der Vertrag Anwendung findet, nach Maßgabe 
der im Vertrag festgelegten Bedingungen, einschließlich ihres Luftraums. 

Artikel 2 

(1) Sämtliche Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen, die Eigentum oder Besitz der in Anhang I aufgeführten 
natürlichen oder juristischen Personen, Einrichtungen oder Organisationen sind oder von diesen gehalten oder 
kontrolliert werden, werden eingefroren. 

(2) Den in Anhang I aufgeführten natürlichen oder juristischen Personen, Einrichtungen oder Organisationen dürfen 
weder unmittelbar noch mittelbar Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen zur Verfügung gestellt werden oder zugute 
kommen. 

(3) Anhang I enthält eine Liste der natürlichen und juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen, die vom 
Rat gemäß Artikel 2 Absatz 1 des Beschlusses (GASP) 2015/1763 des Rates ermittelt wurden als 

a)  verantwortlich für die Untergrabung der Demokratie und die Behinderung — auch durch Gewalttaten, Repression 
oder Aufstachelung zur Gewalt — einer politischen Lösung in Burundi, 

b)  beteiligt an der Planung, Leitung und Begehung von Handlungen in Burundi, die internationale Menschenrechte oder 
humanitäres Völkerrecht verletzen oder die schwere Menschenrechtsübergriffe darstellen, und 

c)  in Verbindung stehend mit den in Buchstabe a und b gennannten Personen, Organisationen oder Einrichtungen. 

Artikel 3 

(1) Abweichend von Artikel 2 können die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten die Freigabe bestimmter 
eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen oder die Bereitstellung bestimmter Gelder oder wirtschaftlicher 
Ressourcen unter ihnen geeignet erscheinenden Bedingungen genehmigen, nachdem festgestellt wurde, dass die 
betreffenden Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen 

a)  für die Befriedigung der Grundbedürfnisse der in Anhang I aufgeführten natürlichen oder juristischen Personen und 
der unterhaltsberechtigten Familienangehörigen solcher natürlicher Personen, unter anderem für die Bezahlung von 
Nahrungsmitteln, Mieten oder Hypotheken, Medikamenten und medizinischer Behandlung, Steuern, Versiche­
rungsprämien und Gebühren öffentlicher Versorgungseinrichtungen, erforderlich sind, 

b)  ausschließlich der Bezahlung angemessener Honorare oder der Erstattung von Ausgaben im Zusammenhang mit der 
Bereitstellung juristischer Dienstleistungen dienen, 

c)  ausschließlich der Bezahlung von Gebühren oder Kosten für die routinemäßige Verwahrung oder Verwaltung 
eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen dienen oder 

d)  für außerordentliche Ausgaben erforderlich sind, vorausgesetzt, dass die zuständige Behörde den zuständigen 
Behörden der anderen Mitgliedstaaten und die Kommission über die Gründe, aus denen ihres Erachtens eine 
Sondergenehmigung erteilt werden sollte, mindestens zwei Wochen vor Erteilung der Genehmigung notifiziert hat. 

(2) Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission über jede nach 
Absatz 1 erteilte Genehmigung. 
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Artikel 4 

(1) Abweichend von Artikel 2 Absatz 1 können die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten die Freigabe 
bestimmter eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen genehmigen, wenn die folgenden Voraussetzungen 
erfüllt sind: 

a)  Die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen sind Gegenstand eines Schiedsspruchs, der vor dem Datum, an dem die 
in Artikel 2 genannte natürliche oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung in Anhang I aufgenommen 
wurde, ergangen ist, oder einer vor oder nach diesem Datum in der Union ergangenen Gerichts- oder Verwaltungsent­
scheidung oder einer im betreffenden Mitgliedstaat vollstreckbaren Gerichtsentscheidung; 

b) die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen werden im Rahmen der geltenden Gesetze und sonstigen Rechtsvor­
schriften über die Rechte des Gläubigers ausschließlich für die Erfüllung der Forderungen verwendet, die durch eine 
solche Entscheidung gesichert sind oder deren Bestand in einer solchen Entscheidung bestätigt worden ist; 

c)  die Entscheidung kommt nicht einer in Anhang I aufgeführten natürlichen oder juristischen Person, Organisation 
oder Einrichtung zugute; und 

d)  die Anerkennung der Entscheidung steht nicht im Widerspruch zur öffentlichen Ordnung des betreffenden 
Mitgliedstaats. 

(2) Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission über jede nach 
Absatz 1 erteilte Genehmigung. 

Artikel 5 

(1) Schuldet eine in Anhang I aufgeführte natürliche oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung 
Zahlungen aufgrund von Verträgen, Vereinbarungen oder Verpflichtungen, die von der betreffenden natürlichen oder 
juristischen Person, Organisation oder Einrichtung vor dem Tag geschlossen bzw. übernommen wurden, an dem diese 
natürliche oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung in Anhang I aufgenommen wurde, so können die 
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten abweichend von Artikel 2 Absatz 1 die Freigabe bestimmter eingefrorener 
Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen unter ihnen geeignet erscheinenden Bedingungen genehmigen, wenn die 
betreffende zuständige Behörde festgestellt hat, dass 

a)  die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen für eine von einer in Anhang I aufgeführten natürlichen oder juristischen 
Person, Organisation oder Einrichtung geschuldete Zahlung verwendet werden und 

b)  die Zahlung nicht gegen Artikel 2 Absatz 2 verstößt. 

(2) Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission über jede nach 
Absatz 1 erteilte Genehmigung. 

Artikel 6 

(1) Artikel 2 Absatz 2 hindert Finanz- und Kreditinstitute nicht daran, Gelder, die von Dritten auf das Konto einer in 
der Liste geführten natürlichen oder juristischen Person, Einrichtung oder Organisation überwiesen werden, auf den 
eingefrorenen Konten gutzuschreiben, sofern die auf diesen Konten gutgeschriebenen Beträge ebenfalls eingefroren 
werden. Die Finanz- oder Kreditinstitute unterrichten unverzüglich die einschlägige zuständige Behörde über diese 
Transaktionen. 

(2) Artikel 2 Absatz 2 gilt nicht für eine auf eingefrorene Konten erfolgte Gutschrift von 

a)  Zinsen und sonstigen Erträgen dieser Konten, 

b)  Zahlungen aufgrund von Verträgen, Vereinbarungen oder Verpflichtungen, die vor dem Datum, an dem die in 
Artikel 2 genannte natürliche oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung in Anhang I aufgenommen 
wurde, geschlossen wurden beziehungsweise entstanden sind, oder 

c)  Zahlungen aufgrund von in einem Mitgliedstaat ergangenen oder in dem betreffenden Mitgliedstaat vollstreckbaren 
gerichtlichen, behördlichen oder schiedsgerichtlichen Entscheidungen; 

sofern diese Zinsen, sonstigen Erträge und Zahlungen nach Artikel 2 Absatz 1 eingefroren werden. 
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Artikel 7 

(1) Unbeschadet der geltenden Vorschriften über die Anzeigepflicht, die Vertraulichkeit und das Berufsgeheimnis sind 
natürliche und juristische Personen, Organisationen und Einrichtungen verpflichtet, 

a)  Informationen, die die Anwendung dieser Verordnung erleichtern, wie etwa Informationen über die nach Artikel 2 
eingefrorenen Konten und Beträge, unverzüglich der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, in dem sie ihren Sitz 
bzw. Wohnsitz haben, und — direkt oder über den Mitgliedstaat — der Kommission zu übermitteln und 

b)  mit der zuständigen Behörde bei der Überprüfung dieser Informationen zusammenzuarbeiten. 

(2) Die zusätzlichen Informationen, die direkt bei der Kommission eingehen, werden den Mitgliedstaaten zur 
Verfügung gestellt. 

(3) Die nach diesem Artikel übermittelten oder entgegengenommenen Informationen dürfen nur für die Zwecke 
verwendet werden, für die sie übermittelt oder entgegengenommen wurden. 

Artikel 8 

Es ist verboten, wissentlich und vorsätzlich an Tätigkeiten teilzunehmen, mit denen die Umgehung der Maßnahmen nach 
Artikel 2 bezweckt oder bewirkt wird. 

Artikel 9 

(1) Die natürlichen und juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen sowie ihre Führungskräfte und 
Beschäftigten, die im guten Glauben, im Einklang mit dieser Verordnung zu handeln, Gelder oder wirtschaftliche 
Ressourcen einfrieren oder ihre Bereitstellung ablehnen, können hierfür nicht haftbar gemacht werden, es sei denn, es ist 
nachgewiesen, dass das Einfrieren oder das Zurückhalten der Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen auf Fahrlässigkeit 
beruht. 

(2) Natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen können für ihr Handeln nicht haftbar 
gemacht werden, wenn sie nicht wussten und keinen vernünftigen Grund zu der Annahme hatten, dass sie mit ihrem 
Handeln gegen die Maßnahmen nach dieser Verordnung verstoßen. 

Artikel 10 

(1) Forderungen im Zusammenhang mit Verträgen oder Transaktionen, deren Erfüllung bzw. Durchführung von den 
mit dieser Verordnung verhängten Maßnahmen unmittelbar oder mittelbar, ganz oder teilweise berührt wird, 
einschließlich Schadensersatzansprüchen und ähnlichen Ansprüchen, wie etwa Entschädigungsansprüche oder 
Garantieansprüche, vor allem Ansprüche auf Verlängerung oder Zahlung einer Obligation, einer Garantie oder eines 
Schadensersatzanspruchs, insbesondere einer finanziellen Garantie oder eines finanziellen Schadensersatzanspruchs in 
jeglicher Form, wird nicht stattgegeben, sofern sie geltend gemacht werden von: 

a)  den benannten, in Anhang I aufgeführten natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen, 

b)  sonstigen natürlichen und juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die über eine der in Buchstabe a 
genannten Personen, Organisationen oder Einrichtungen oder in deren Namen handeln. 

(2) In Verfahren zur Durchsetzung eines Anspruchs trägt die natürliche oder juristische Person, Organisation oder 
Einrichtung, die den Anspruch geltend macht, die Beweislast dafür, dass die Erfüllung des Anspruchs nicht nach 
Absatz 1 verboten ist. 

(3) Dieser Artikel berührt nicht das Recht der in Absatz 1 genannten natürlichen oder juristischen Personen, 
Organisationen oder Einrichtungen auf gerichtliche Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Nichterfüllung vertraglicher 
Pflichten nach dieser Verordnung. 
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Artikel 11 

(1) Die Kommission und die Mitgliedstaaten informieren sich untereinander über die nach dieser Verordnung 
getroffenen Maßnahmen und übermitteln einander ihnen im Zusammenhang mit dieser Verordnung vorliegende 
sonstige sachdienliche Informationen, insbesondere über 

a)  nach Artikel 2 eingefrorene Gelder und nach den Artikeln 3, 4 und 5 erteilte Genehmigungen, 

b)  Verstöße, Vollzugsprobleme und Urteile einzelstaatlicher Gerichte. 

(2) Die Mitgliedstaaten übermitteln einander und der Kommission unverzüglich ihnen vorliegende sonstige 
sachdienliche Informationen, die die wirksame Anwendung dieser Verordnung berühren könnten. 

Artikel 12 

Die Kommission wird ermächtigt, Anhang II auf der Grundlage der von den Mitgliedstaaten übermittelten Informationen 
zu ändern. 

Artikel 13 

(1) Beschließt der Rat, die in Artikel 2 Absatz 1 genannten Maßnahmen auf eine natürliche oder juristische Person, 
Organisation oder Einrichtung anzuwenden, so ändert er Anhang I entsprechend. 

(2) Der Rat setzt die in Absatz 1 genannten natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder 
Einrichtungen entweder auf direktem Weg, falls die Anschrift bekannt ist, oder durch Veröffentlichung einer 
Bekanntmachung von seinem Beschluss und den Gründen für ihre Aufnahme in die Liste in Kenntnis und gibt dabei 
diesen natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen Gelegenheit zur Stellungnahme. 

(3) Wird eine Stellungnahme unterbreitet oder werden stichhaltige neue Beweise vorgelegt, so überprüft der Rat 
seinen Beschluss und unterrichtet die natürliche oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung entsprechend. 

(4) Die Liste in Anhang I wird in regelmäßigen Abständen, mindestens aber alle 12 Monate überprüft. 

Artikel 14 

(1) Anhang I enthält die Gründe für die Aufnahme der betreffenden Personen, Organisationen und Einrichtungen in 
die Liste. 

(2) Anhang I enthält, soweit verfügbar, die Angaben, die für die Identifizierung der betreffenden natürlichen und 
juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen erforderlich sind. In Bezug auf natürliche Personen können 
diese Angaben Namen, einschließlich Aliasnamen, Geburtsdatum und -ort, Staatsangehörigkeit, Reisepass- und Personal­
ausweisnummern, Geschlecht, Anschrift, soweit bekannt, sowie Funktion oder Beruf umfassen. In Bezug auf juristische 
Personen, Organisationen und Einrichtungen können diese Angaben Namen, Ort und Datum der Registrierung, 
Registriernummer und Geschäftsort umfassen. 

Artikel 15 

(1) Die Mitgliedstaaten legen für Verstöße gegen die Bestimmungen dieser Verordnung Sanktionen fest und treffen die 
zur Sicherstellung ihrer Anwendung erforderlichen Maßnahmen. Die vorgesehenen Sanktionen müssen wirksam, 
verhältnismäßig und abschreckend sein. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission diese Bestimmungen unverzüglich nach Inkrafttreten dieser Verordnung 
mit und melden ihr alle Änderungen dieser Bestimmungen. 

Artikel 16 

(1) Die Mitgliedstaaten benennen die in dieser Verordnung genannten zuständigen Behörden und geben sie auf den in 
Anhang II aufgeführten Websites an. Die Mitgliedstaaten notifizieren der Kommission jede Änderung der Adressen ihrer 
in Anhang II aufgeführten Websites. 

2.10.2015 L 257/6 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



(2) Die Mitgliedstaaten notifizieren der Kommission ihre zuständigen Behörden, einschließlich der Kontaktdaten dieser 
Behörden, unverzüglich nach Inkrafttreten dieser Verordnung und notifizieren ihr jede spätere Änderung. 

(3) Soweit diese Verordnung eine Notifizierungs-, Informations- oder sonstige Mitteilungspflicht gegenüber der 
Kommission vorsieht, werden dazu die Anschrift und die anderen Kontaktdaten verwendet, die in Anhang II angegeben 
sind. 

Artikel 17 

Diese Verordnung gilt 

a)  im Gebiet der Union einschließlich ihres Luftraums, 

b)  an Bord der Luftfahrzeuge und Schiffe, die der Hoheitsgewalt der Mitgliedstaaten unterstehen, 

c)  für natürliche Personen, die die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats besitzen, innerhalb und außerhalb des Gebiets 
der Union, 

d)  für nach dem Recht eines Mitgliedstaats gegründete oder eingetragene juristische Personen, Organisationen und 
Einrichtungen innerhalb und außerhalb des Gebiets der Union, 

e)  für juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen in Bezug auf Geschäfte, die ganz oder teilweise in der 
Union getätigt werden. 

Artikel 18 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Luxemburg am 1. Oktober 2015. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
E. SCHNEIDER  
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ANHANG I 

Liste der natürlichen und juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen nach Artikel 2  

Name Angaben zur Identität Gründe für die Benennung 

1. Godefroid BIZIMANA Geburtsdatum: 23.4.1968 

Geburtsort: NYAGASEKE,  
MABAYI, CIBITOKE 

Besitzt die burundische 
Staatsangehörigkeit. Reise­
pass-Nr.: DP0001520 

Stellvertretender Generaldirektor der Nationalpoli­
zei; verantwortlich für die Untergrabung der De­
mokratie durch operative Entscheidungen, die zu 
unverhältnismäßiger Anwendung von Gewalt und 
zu Maßnahmen gewaltsamer Repression gegen die 
friedlichen Demonstrationen geführt haben, die 
am 26. April 2015 nach der Ankündigung der 
Präsidentschaftskandidatur von Präsident Nkurun­
ziza begonnen haben. 

2. Gervais NDIRAKOBUCA 
alias NDAKUGARIKA 

Geburtsdatum: 1.8.1970 

Besitzt die burundische 
Staatsangehörigkeit. Reise­
pass-Nr.: DP0000761 

Kabinettschef der Präsidialverwaltung („Prési­
dence“); verantwortlich für Angelegenheiten in Be­
zug auf die Nationalpolizei. Verantwortlich für die 
Behinderung der Suche nach einer politischen Lö­
sung in Burundi durch die Erteilung von Anwei­
sungen, die zu unverhältnismäßiger Anwendung 
von Gewalt, Gewalthandlungen, Repressionen und 
Verletzungen internationaler Menschenrechte ge­
gen die Teilnehmer an den Demonstrationen ge­
führt haben, die ab dem 26. April 2015 nach der 
Ankündigung der Präsidentschaftskandidatur von 
Präsident Nkurunziza stattgefunden haben, so 
auch am 26., 27. und 28. April in den Bezirken 
Nyakabiga und Musaga in der Provinz Bujumbura. 

3. Mathias/Joseph NIYONZIMA 
alias KAZUNGU 

Registriernummer (SNR): 
O/00064 

Besitzt die burundische 
Staatsangehörigkeit. Reise­
pass-Nr.: OP0053090 

Beamter des Nationalen Nachrichtendienstes. Ver­
antwortlich für die Behinderung der Suche nach ei­
ner politischen Lösung in Burundi, indem er zur 
Gewaltanwendung und zu Repressionen bei den 
Demonstrationen, die am 26. April 2015 nach der 
Ankündigung der Präsidentschaftskandidatur von 
Präsident Nkurunziza begonnen haben, aufgesta­
chelt hat. Ist verantwortlich dafür, die Ausbildung, 
Koordinierung und Bewaffnung der paramilitäri­
schen Milizen der Imbonerakure auch außerhalb 
von Burundi unterstützt zu haben, die für Gewalt­
handlungen, Repressionsmaßnahmen und schwere 
Menschenrechtsübergriffe in Burundi verantwort­
lich sind. 

4. Léonard NGENDAKUMANA Geburtsdatum: 24.11.1968 

Besitzt die burundische 
Staatsangehörigkeit. Reise­
pass-Nr.: DP0000885 

Ehemaliger „Chargé de Missions de la Présidence“ 
und ehemaliger General des Heeres. Hat durch die 
Teilnahme an dem versuchten Staatsstreich vom 
13. Mai 2015, durch den die Regierung Burundis 
gestürzt werden sollte, die Suche nach einer politi­
schen Lösung in Burundi behindert. Verantwort­
lich für Gewalthandlungen (Granatenangriffe), die 
in Burundi begangen wurden, sowie für Anstiftung 
zu Gewalt. General Léonard Ngendakumana hat 
sich öffentlich für Gewalt als Mittel zur Durchset­
zung politischer Ziele ausgesprochen.   
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ANHANG II 

Websites mit Informationen über die zuständigen Behörden und Anschrift für Notifikationen an die 
Europäische Kommission 

BELGIEN 

http://www.diplomatie.be/eusanctions 

BULGARIEN 

http://www.mfa.bg/en/pages/135/index.html 

TSCHECHISCHE REPUBLIK 

http://www.mfcr.cz/mezinarodnisankce 

DÄNEMARK 

http://um.dk/da/politik-og-diplomati/retsorden/sanktioner/ 

DEUTSCHLAND 

http://www.bmwi.de/DE/Themen/Aussenwirtschaft/aussenwirtschaftsrecht,did=404888.html 

ESTLAND 

http://www.vm.ee/est/kat_622/ 

IRLAND 

http://www.dfa.ie/home/index.aspx?id=28519 

GRIECHENLAND 

http://www.mfa.gr/en/foreign-policy/global-issues/international-sanctions.html 

SPANIEN 

http://www.exteriores.gob.es/Portal/es/PoliticaExteriorCooperacion/GlobalizacionOportunidadesRiesgos/Documents/ 
ORGANISMOS%20COMPETENTES%20SANCIONES%20INTERNACIONALES.pdf 

FRANKREICH 

http://www.diplomatie.gouv.fr/autorites-sanctions/ 

KROATIEN 

http://www.mvep.hr/sankcije 

ITALIEN 

http://www.esteri.it/MAE/IT/Politica_Europea/Deroghe.htm 

ZYPERN 

http://www.mfa.gov.cy/sanctions 

LETTLAND 

http://www.mfa.gov.lv/en/security/4539 

LITAUEN 

http://www.urm.lt/sanctions 

LUXEMBURG 

http://www.mae.lu/sanctions 
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UNGARN 

http://2010-2014.kormany.hu/download/b/3b/70000/ENSZBT-ET-szankcios-tajekoztato.pdf 

ΜΑLTA 

https://www.gov.mt/en/Government/Government%20of%20Malta/Ministries%20and%20Entities/Officially%20Appointed 
%20Bodies/Pages/Boards/Sanctions-Monitoring-Board-.aspx 

NIEDERLANDE 

http://www.rijksoverheid.nl/onderwerpen/internationale-sancties 

ÖSTERREICH 

http://www.bmeia.gv.at/view.php3?f_id=12750&LNG=en&version= 

POLEN 

http://www.msz.gov.pl 

PORTUGAL 

http://www.portugal.gov.pt/pt/os-ministerios/ministerio-dos-negocios-estrangeiros/quero-saber-mais/sobre-o-ministerio/ 
medidas-restritivas/medidas-restritivas.aspx 

RUMÄNIEN 

http://www.mae.ro/node/1548 

SLOWENIEN 

http://www.mzz.gov.si/si/omejevalni_ukrepi 

SLOWAKEI 

http://www.mzv.sk/sk/europske_zalezitosti/europske_politiky-sankcie_eu 

FINNLAND 

http://formin.finland.fi/kvyhteistyo/pakotteet 

SCHWEDEN 

http://www.ud.se/sanktioner 

VEREINIGTES KÖNIGREICH 

https://www.gov.uk/sanctions-embargoes-and-restrictions 

ANSCHRIFT FÜR NOTIFIKATIONEN AN DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION: 

Europäische Kommission 
Dienst für außenpolitische Instrumente (FPI) 
EEAS 02/309 
B-1049 Brüssel 
Belgien 

E-Mail: relex-sanctions@ec.europa.eu  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2015/1756 DER KOMMISSION 

vom 21. September 2015 

zur Eintragung einer Bezeichnung in das Register der geschützten Ursprungsbezeichnungen und 
der geschützten geografischen Angaben (Citron de Menton (g. g. A.)) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. November 2012 
über Qualitätsregelungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel (1), insbesondere auf Artikel 52 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Antrag Frankreichs auf Eintragung der Bezeichnung „Citron de Menton“ wurde gemäß Artikel 50 Absatz 2 
Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 im Amtsblatt der Europäischen Union (2) veröffentlicht. 

(2)  Da bei der Kommission kein Einspruch gemäß Artikel 51 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 eingegangen ist, 
sollte die Bezeichnung „Citron de Menton“ eingetragen werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Bezeichnung „Citron de Menton“ (g. g. A.) wird eingetragen. 

Mit der in Absatz 1 genannten Bezeichnung wird ein Erzeugnis der Klasse 1.6. „Obst, Gemüse und Getreide, 
unverarbeitet und verarbeitet“ gemäß Anhang XI der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 668/2014 der Kommission (3) 
ausgewiesen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 21. September 2015 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Phil HOGAN 

Mitglied der Kommission  
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(1) ABl. L 343 vom 14.12.2012, S. 1. 
(2) ABl. C 147 vom 5.5.2015, S. 11. 
(3) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 668/2014 der Kommission vom 13. Juni 2014 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung 

(EU) Nr. 1151/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates über Qualitätsregelungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmittel 
(ABl. L 179 vom 19.6.2014, S. 36). 



DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2015/1757 DER KOMMISSION 

vom 28. September 2015 

zur Genehmigung von Folpet als Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der Produktart 6 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 über die 
Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung von Biozid-Produkten (1), insbesondere auf Artikel 90 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Italien erhielt am 13. Juli 2009 einen Antrag gemäß Artikel 11 Absatz 1 der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates (2) auf Aufnahme des Wirkstoffs Folpet in Anhang I der genannten Richtlinie zur 
Verwendung in Produkten der Produktart 6 Topf-Konservierungsmittel, die der in Anhang V der Verordnung (EU) 
Nr. 528/2012 definierten Produktart 6 entspricht. 

(2)  Gemäß Artikel 11 Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG legte Italien der Kommission im Juni 2011 einen 
Bewertungsbericht zusammen mit seinen Empfehlungen vor. 

(3)  Der Ausschuss für Biozidprodukte gab am 17. Juni 2014 unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen der 
bewertenden zuständigen Behörde die Stellungnahme der Europäischen Chemikalienagentur ab. 

(4)  Nach dieser Stellungnahme kann davon ausgegangen werden, dass für die Produktart 6 verwendete und Folpet 
enthaltende Biozidprodukte die Anforderungen gemäß Artikel 5 der Richtlinie 98/8/EG erfüllen, sofern bestimmte 
Bedingungen für ihre Anwendung eingehalten werden 

(5)  Daher ist es angezeigt, Folpet vorbehaltlich der Einhaltung der besonderen Bedingungen im Anhang zur 
Verwendung in Biozidprodukten der Produktart 6 zu genehmigen. 

(6)  Da Folpet die Kriterien für eine Einstufung als Hautallergen der Kategorie 1 gemäß der Definition in Anhang I der 
Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates (3) erfüllt, sollten mit Folpet 
behandelte oder Folpet enthaltende Waren beim Inverkehrbringen angemessen gekennzeichnet werden. 

(7)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Biozidprodukte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vorbehaltlich der Spezifikationen und Bedingungen im Anhang wird Folpet als Wirkstoff zur Verwendung in 
Biozidprodukten der Produktart 6 zugelassen. 

2.10.2015 L 257/12 Amtsblatt der Europäischen Union DE     

(1) ABl. L 167 vom 27.6.2012, S. 1. 
(2) Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 1998 über das Inverkehrbringen von Biozid-Produkten 

(ABl. L 123 vom 24.4.1998, S. 1). 
(3) Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über die Einstufung, 

Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen, zur Änderung und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG und 
1999/45/EG und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (ABl. L 353 vom 31.12.2008, S. 1). 



Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 28. September 2015 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

Gebräuchliche 
Bezeichnung 

IUPAC-Bezeichnung 
Kennnummern 

Mindestreinheit des 
Wirkstoffs (1) 

Datum der 
Genehmigung 

Genehmigung 
befristet bis 

Pro­
duktart Besondere Bedingungen 

Folpet IUPAC-Bezeichnung: 

N-(Trichlormethyl­
thio)phthalimid 

EG-Nr.: 205-088-6 

CAS-Nr.: 133-07-3 

940 g/kg 1. Januar 2016 31. Dezember 
2025 

6 Bei der Produktbewertung sind insbesondere die Aspekte Exposition, Risi­
ken und Wirksamkeit im Zusammenhang mit etwaigen Verwendungen zu 
berücksichtigen, die unter einen Zulassungsantrag fallen, bei der Risikobe­
wertung des Wirkstoffs auf Unionsebene jedoch nicht berücksichtigt wur­
den. 

Die Zulassung von Biozidprodukten ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

1. Für industrielle Anwender werden sichere Betriebsverfahren und ange­
messene organisatorische Maßnahmen festgelegt. Kann eine Exposition 
auf andere Weise nicht auf ein vertretbares Maß reduziert werden, müs­
sen die Produkte mit geeigneter persönlicher Schutzausrüstung verwen­
det werden. 

2. Angesichts der Risiken für das Kompartiment Boden ist auf dem Produk­
tetikett und, sofern vorhanden, auf dem beiliegenden Sicherheitsdaten­
blatt zu Produkten anzugeben, dass bei der Anwendung der das Schutz­
mittel enthaltenden Gemische im Freien Maßnahmen zum Bodenschutz 
zu treffen sind, um Produktverluste zu vermeiden und Emissionen in die 
Umwelt zu minimieren, es sei denn, es kann nachgewiesen werden, dass 
Risiken auf andere Weise auf ein vertretbares Maß gesenkt werden kön­
nen.  

3. Angesichts der Risiken für das Kompartiment Boden werden Produkte 
nicht als Schutzmittel für im Freien durch Sprühen aufzutragende Gemi­
sche zugelassen, es sei denn, es kann nachgewiesen werden, dass die Risi­
ken auf ein vertretbares Maß gesenkt werden können. 

Das Inverkehrbringen von behandelten Waren ist an folgende Bedingung ge­
knüpft: 

Die Person, die für das Inverkehrbringen einer mit Folpet behandelten oder 
Folpet enthaltenden Ware verantwortlich ist, stellt sicher, dass das Etikett 
der behandelten Ware die in Artikel 58 Absatz 3 Unterabsatz 2 der Verord­
nung (EU) Nr. 528/2012 angeführten Informationen umfasst. 

(1)  Die in dieser Spalte angegebene Reinheit war die Mindestreinheit des Wirkstoffs, der für die Bewertung gemäß Artikel 11 der Richtlinie 98/8/EG verwendet wurde. Der Wirkstoff in dem in Verkehr gebrachten 
Produkt kann dieselbe oder eine andere Reinheit aufweisen, sofern er nachgewiesenermaßen technisch äquivalent zu dem beurteilten Stoff ist.   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2015/1758 DER KOMMISSION 

vom 28. September 2015 

zur Genehmigung von Folpet als alter Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der 
Produktarten 7 und 9 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 über die 
Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung von Biozidprodukten (1), insbesondere auf Artikel 89 Absatz 1 
Unterabsatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 1062/2014 der Kommission (2) wird eine Liste von alten Wirkstoffen 
festgelegt, die im Hinblick auf ihre mögliche Zulassung zur Verwendung in Biozidprodukten bewertet werden 
müssen. 

(2)  Diese Liste enthält Folpet. 

(3)  Folpet wurde in Übereinstimmung mit Artikel 16 Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates (3) zur Verwendung in der in Anhang V der Richtlinie definierten Produktart 7, Beschichtungs­
schutzmittel, und Produktart 9, Schutzmittel für Fasern, Leder, Gummi und polymerisierte Materialien, die jeweils 
den in Anhang V der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 definierten Produktarten 7 und 9 entsprechen, bewertet. 

(4)  Italien wurde zur bewertenden zuständigen Behörde bestimmt und hat der Kommission im Juni 2011 gemäß 
Artikel 14 Absätze 4 und 6 der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommission (4) die Bewertungsberichte und 
seine Empfehlungen übermittelt. 

(5)  Gemäß Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe b der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 1062/2014 gab der Ausschuss für 
Biozidprodukte am 17. Juni 2014 unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen der bewertenden zuständigen 
Behörde für die Europäische Chemikalienagentur Stellungnahmen ab. 

(6)  Nach diesen Stellungnahmen kann davon ausgegangen werden, dass für die Produktarten 7 und 9 verwendete 
und Folpet enthaltende Biozidprodukte die Anforderungen gemäß Artikel 5 der Richtlinie 98/8/EG erfüllen, 
sofern bestimmte Bedingungen für ihre Anwendung eingehalten werden. 

(7)  Daher ist es angezeigt, Folpet vorbehaltlich der Einhaltung dieser besonderen Bedingungen zur Verwendung in 
Biozidprodukten der Produktarten 7 und 9 zu genehmigen. 

(8)  Da Folpet die Kriterien für eine Einstufung als Hautallergen der Kategorie 1 gemäß der Definition in Anhang I der 
Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates (5) erfüllt, sollten mit Folpet 
behandelte oder Folpet enthaltende Waren beim Inverkehrbringen angemessen gekennzeichnet werden. 
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(1) ABl. L 167 vom 27.6.2012, S. 1. 
(2) Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1062/2014 der Kommission vom 4. August 2014 über das Arbeitsprogramm zur systematischen 

Prüfung aller in Biozidprodukten enthaltenen alten Wirkstoffe gemäß der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäischen Parlaments 
und des Rates (ABl. L 294 vom 10.10.2014, S. 1). 

(3) Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 1998 über das Inverkehrbringen von Biozid-Produkten 
(ABl. L 123 vom 24.4.1998, S. 1). 

(4) Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommission vom 4. Dezember 2007 über die zweite Phase des Zehn-Jahres-Arbeitsprogramms 
gemäß Artikel 16 Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Biozid- 
Produkten (ABl. L 325 vom 11.12.2007, S. 3). 

(5) Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über die Einstufung, 
Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen, zur Änderung und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG und 
1999/45/EG und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (ABl. L 353 vom 31.12.2008, S. 1). 



(9)  Vor der Genehmigung eines Wirkstoffs ist eine angemessene Frist einzuräumen, damit die Betroffenen die 
notwendigen Vorbereitungen treffen können, um die neuen Anforderungen einzuhalten. 

(10)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Biozidprodukte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vorbehaltlich der Spezifikationen und Bedingungen im Anhang wird Folpet als Wirkstoff zur Verwendung in 
Biozidprodukten der Produktarten 7 und 9 genehmigt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 28. September 2015 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

Gebräuch­
liche 

Bezeich­
nung 

IUPAC-Bezeichnung 
Kennnummern 

Mindestreinheit des 
Wirkstoffs (1) 

Datum der 
Genehmigung 

Genehmigung 
befristet bis 

Pro­
duktart Besondere Bedingungen 

Folpet IUPAC-Bezeichnung: 

N-(Trichlormethylthio) 
phthalimid 

EG-Nr.: 205-088-6 

CAS-Nr.: 133-07-3 

940 g/kg 1. Oktober 
2016 

30. September 
2026 

7 Bei der Produktbewertung sind insbesondere die Aspekte Exposition, Risiken und 
Wirksamkeit im Zusammenhang mit etwaigen Verwendungen zu berücksichtigen, 
die unter einen Zulassungsantrag fallen, bei der Risikobewertung des Wirkstoffs 
auf Unionsebene jedoch nicht berücksichtigt wurden. 

Für Biozidprodukte sind Zulassungen an folgende Bedingungen geknüpft:  

1. Für industrielle Anwender werden sichere Betriebsverfahren und angemessene 
organisatorische Maßnahmen festgelegt. Kann eine Exposition auf andere Weise 
nicht auf ein vertretbares Maß reduziert werden, müssen die Produkte mit ge­
eigneter persönlicher Schutzausrüstung verwendet werden.  

2. Angesichts der Risiken für das Kompartiment Boden ist auf dem Produktetikett 
und, sofern vorhanden, auf dem beiliegenden Sicherheitsdatenblatt zu Produk­
ten anzugeben, dass beim Auftragen der Gemische mit dem Schutzmittel durch 
Streichen im Freien Maßnahmen zum Bodenschutz zu treffen sind, um Pro­
duktverluste zu vermeiden und Emissionen in die Umwelt zu minimieren, es 
sei denn, es kann nachgewiesen werden, dass die Risiken auf ein vertretbares 
Maß gesenkt werden können.  

3. Angesichts der Risiken für das Kompartiment Boden werden Produkte nicht als 
Schutzmittel für im Freien durch Sprühen aufzutragende Gemische zugelassen, 
es sei denn, es kann nachgewiesen werden, dass die Risiken auf ein vertretbares 
Maß gesenkt werden können. 

Das Inverkehrbringen von behandelten Waren ist an folgende Bedingung geknüpft: 

Die Person, die für das Inverkehrbringen einer mit Folpet behandelten oder Folpet 
enthaltenden Ware verantwortlich ist, stellt sicher, dass das Etikett der behandelten 
Ware die in Artikel 58 Absatz 3 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 
angeführten Informationen umfasst. 

9 Bei der Produktbewertung sind insbesondere die Aspekte Exposition, Risiken und 
Wirksamkeit im Zusammenhang mit etwaigen Verwendungen zu berücksichtigen, 
die unter einen Zulassungsantrag fallen, bei der Risikobewertung des Wirkstoffs 
auf Unionsebene jedoch nicht berücksichtigt wurden. 

Die Zulassung von Biozidprodukten ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

Für industrielle Anwender werden sichere Betriebsverfahren und angemessene or­
ganisatorische Maßnahmen festgelegt. Kann eine Exposition auf andere Weise nicht 
auf ein vertretbares Maß reduziert werden, müssen die Produkte mit geeigneter 
persönlicher Schutzausrüstung verwendet werden. 
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Gebräuch­
liche 

Bezeich­
nung 

IUPAC-Bezeichnung 
Kennnummern 

Mindestreinheit des 
Wirkstoffs (1) 

Datum der 
Genehmigung 

Genehmigung 
befristet bis 

Pro­
duktart Besondere Bedingungen 

Das Inverkehrbringen von behandelten Waren ist an folgende Bedingung geknüpft: 

Die Person, die für das Inverkehrbringen einer mit Folpet behandelten oder Folpet 
enthaltenden Ware verantwortlich ist, stellt sicher, dass das Etikett der behandelten 
Ware die in Artikel 58 Absatz 3 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 
angeführten Informationen umfasst. 

(1)  Die in dieser Spalte angegebene Reinheit war die Mindestreinheit des Wirkstoffs, der für die Bewertung gemäß Artikel 16 Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG verwendet wurde. Der Wirkstoff in dem in Verkehr 
gebrachten Produkt kann dieselbe oder eine andere Reinheit aufweisen, sofern er nachgewiesenermaßen technisch äquivalent zu dem beurteilten Stoff ist.   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2015/1759 DER KOMMISSION 

vom 28. September 2015 

zur Genehmigung von Glutaraldehyd als alten Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der 
Produktarten 2, 3, 4, 6, 11 und 12 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 über die 
Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung von Biozidprodukten (1), insbesondere auf Artikel 89 Absatz 1 
Unterabsatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 1062/2014 der Kommission (2) wurde eine Liste der alten Wirkstoffe 
festgelegt, die im Hinblick auf ihre mögliche Genehmigung zur Verwendung in Biozidprodukten bewertet werden 
sollen. 

(2)  Diese Liste enthält auch Glutaraldehyd. 

(3)  Glutaraldehyd wurde in Übereinstimmung mit Artikel 16 Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates (3) zur Verwendung bei den in Anhang V der Richtlinie definierten Produktarten 2 — 
Desinfektionsmittel für den Privatbereich und den Bereich des öffentlichen Gesundheitswesens sowie andere 
Biozid-Produkte, 3 — Biozidprodukte für die Hygiene im Veterinärbereich, 4 — Desinfektionsmittel für den 
Lebens- und Futtermittelbereich, 6 — Topf-Konservierungsmittel, 11 — Schutzmittel für Flüssigkeiten in Kühl- 
und Verfahrenssystemen und 12 — Schleimbekämpfungsmittel bewertet, die den in Anhang V der Verordnung 
(EU) Nr. 528/2012 definierten Produktarten 2, 3, 4, 6, 11 und 12 entsprechen. 

(4)  Finnland wurde als bewertende zuständige Behörde bestimmt und hat der Kommission am 30. März 2011 und 
am 31. Januar 2013 gemäß Artikel 14 Absätze 4 und 6 der Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommission (4) 
die Bewertungsberichte und seine Empfehlungen übermittelt. 

(5)  Gemäß Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe b der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 1062/2014 legte der Ausschuss für 
Biozidprodukte am 1. Oktober 2014 unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen der bewertenden 
zuständigen Behörde für die Europäische Chemikalienagentur Stellungnahmen vor. 

(6)  Diesen Stellungnahmen zufolge kann davon ausgegangen werden, dass Biozidprodukte der Produktarten 2, 3, 4, 
6, 11 und 12, die Glutaraldehyd enthalten, die Anforderungen gemäß Artikel 5 der Richtlinie 98/8/EG erfüllen, 
sofern bestimmte Bedingungen für dessen Verwendung eingehalten werden. 

(7)  Daher ist es angezeigt, Glutaraldehyd vorbehaltlich der Einhaltung der besonderen Bedingungen im Anhang zur 
Verwendung in Biozidprodukten der Produktarten 2, 3, 4, 6, 11 und 12 zu genehmigen. 

(8)  In den Stellungnahmen wird der Schluss gezogen, dass Glutaraldehyd die Kriterien von Anhang I 
Nummer 3.4.1.1 der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates (5) für eine 
Einstufung als Inhalationsallergen erfüllt. 
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(1) ABl. L 167 vom 27.6.2012, S. 1. 
(2) Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1062/2014 der Kommission vom 4. August 2014 über das Arbeitsprogramm zur systematischen 

Prüfung aller in Biozidprodukten enthaltenen alten Wirkstoffe gemäß der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäischen Parlaments 
und des Rates (ABl. L 294 vom 10.10.2014, S. 1). 

(3) Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 1998 über das Inverkehrbringen von Biozid-Produkten 
(ABl. L 123 vom 24.4.1998, S. 1). 

(4) Verordnung (EG) Nr. 1451/2007 der Kommission vom 4. Dezember 2007 über die zweite Phase des Zehn-Jahres-Arbeitsprogramms 
gemäß Artikel 16 Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Biozid- 
Produkten (ABl. L 325 vom 11.12.2007, S. 3). 

(5) Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über die Einstufung, 
Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen, zur Änderung und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG und 
1999/45/EG und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (ABl. L 353 vom 31.12.2008, S. 1). 



(9)  Da Wirkstoffe, deren Bewertung durch die Mitgliedstaaten am 1. September 2013 abgeschlossen war, gemäß 
Artikel 90 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 in Übereinstimmung mit der Richtlinie 98/8/EG 
genehmigt werden sollten, sollte der Genehmigungszeitraum entsprechend der nach dieser Richtlinie üblichen 
Praxis 10 Jahre betragen. 

(10)  Für die Zwecke von Artikel 23 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 erfüllt Glutaraldehyd jedoch die Bedingungen 
gemäß Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe b der genannten Verordnung und sollte daher als zu ersetzender Wirkstoff 
gelten. 

(11)  In Bezug auf die Verwendung in Biozidprodukten der Produktart 4 wurde bei der Bewertung die Beimischung 
von Glutaraldehyd enthaltenden Biozidprodukten in für den direkten oder indirekten Kontakt mit Lebensmitteln 
bestimmten Materialien und Gegenständen im Sinne des Artikels 1 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 
des Europäischen Parlaments und des Rates (1) nicht berücksichtigt. Für derartige Materialien müssen 
möglicherweise spezifische Grenzwerte für die Migration in Lebensmittel gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe e 
der Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 festgesetzt werden. Die Genehmigung sollte diese Verwendungen daher nur 
abdecken, wenn die Kommission derartige Grenzwerte festgesetzt hat oder wenn nach der genannten Verordnung 
festgestellt wurde, dass derartige Grenzwerte nicht erforderlich sind. 

(12)  Da Glutaraldehyd die Kriterien für eine Einstufung als Inhalationsallergen und als Hautallergen der Unterkategorie 
1A gemäß Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 erfüllt, sollten behandelte Waren, die mit Glutaraldehyd 
behandelt wurden oder es enthalten, beim Inverkehrbringen entsprechend gekennzeichnet werden. 

(13)  Vor der Genehmigung eines Wirkstoffs ist eine angemessene Frist einzuräumen, damit die Betroffenen die 
notwendigen Vorbereitungen treffen können, um die neuen Anforderungen einzuhalten. 

(14)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Biozidprodukte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vorbehaltlich der Spezifikationen und Bedingungen im Anhang wird Glutaraldehyd als Wirkstoff zur Verwendung in 
Biozidprodukten der Produktarten 2, 3, 4, 6, 11 und 12 genehmigt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 28. September 2015 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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(1) Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Oktober 2004 über Materialien und Gegenstände, 
die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen, und zur Aufhebung der Richtlinien 80/590/EWG und 
89/109/EWG (ABl. L 338 vom 13.11.2004, S. 4). 



ANHANG 

Gebräuchliche 
Bezeichnung 

IUPAC-Bezeichnung 
Kennnummern 

Mindestreinheit des 
Wirkstoffs (1) 

Datum der 
Genehmigung 

Genehmigung 
befristet bis 

Pro­
duktart Besondere Bedingungen 

Glutaraldehyd IUPAC-Bezeichnung: 

1,5-Pentandial 

EG-Nr.: 203-856-5 

CAS-Nr.: 111-30-8 

950 g/kg Trockenge­
wicht (95 %) 

1. Oktober 
2016 

30. September 
2026 

2 Glutaraldehyd gilt als zu ersetzender Stoff im Sinne von Artikel 10 Absatz 1 
Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 528/2012. 

Bei der Produktbewertung sind insbesondere die Aspekte Exposition, Risi­
ken und Wirksamkeit im Zusammenhang mit etwaigen Verwendungen zu 
berücksichtigen, die unter einen Zulassungsantrag fallen, bei der Risikobe­
wertung für den Wirkstoff auf Unionsebene jedoch nicht berücksichtigt 
wurden. 

Die Zulassung von Biozidprodukten ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

1. Für industrielle oder gewerbliche Anwender werden sichere Betriebsver­
fahren und geeignete organisatorische Maßnahmen festgelegt. Die Pro­
dukte werden mit geeigneter persönlicher Schutzausrüstung verwendet, 
wenn die Exposition nicht auf andere Weise auf ein vertretbares Maß re­
duziert werden kann.  

2. Wegen der Risiken für gewerbliche Anwender dürfen die Produkte nur 
dann durch Wischen aufgetragen werden, wenn nachgewiesen werden 
kann, dass die Risiken auf ein vertretbares Maß reduziert werden kön­
nen. 

Das Inverkehrbringen behandelter Waren ist an folgende Bedingung ge­
knüpft: 

Die Person, die für das Inverkehrbringen einer behandelten Ware, die mit 
Glutaraldehyd behandelt wurde oder es enthält, verantwortlich ist, stellt si­
cher, dass das Etikett dieser behandelten Ware die in Artikel 58 Absatz 3 
Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 angeführten Informatio­
nen umfasst. 

3 Glutaraldehyd gilt als zu ersetzender Stoff im Sinne von Artikel 10 Absatz 1 
Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 528/2012. 

Bei der Produktbewertung sind insbesondere die Aspekte Exposition, Risi­
ken und Wirksamkeit im Zusammenhang mit etwaigen Verwendungen zu 
berücksichtigen, die unter einen Zulassungsantrag fallen, bei der Risikobe­
wertung für den Wirkstoff auf Unionsebene jedoch nicht berücksichtigt 
wurden.  
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Gebräuchliche 
Bezeichnung 

IUPAC-Bezeichnung 
Kennnummern 

Mindestreinheit des 
Wirkstoffs (1) 

Datum der 
Genehmigung 

Genehmigung 
befristet bis 

Pro­
duktart Besondere Bedingungen 

Die Zulassung von Biozidprodukten ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

1. Für industrielle oder gewerbliche Anwender werden sichere Betriebsver­
fahren und geeignete organisatorische Maßnahmen festgelegt. Die Pro­
dukte werden mit geeigneter persönlicher Schutzausrüstung verwendet, 
wenn die Exposition nicht auf andere Weise auf ein vertretbares Maß re­
duziert werden kann.  

2. Ein Auftragen durch Einnebeln ist geschulten professionellen Anwendern 
vorbehalten.  

3. Für Produkte, die zu Rückständen in Lebens- und Futtermitteln führen 
können, ist zu überprüfen, ob gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 470/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates (2) neue Rück­
standshöchstgehalte (RHG) festgesetzt oder gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates (3) alte Rück­
standshöchstgehalte geändert werden müssen, und es sind geeignete Risi­
kominderungsmaßnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass die gel­
tenden RHG nicht überschritten werden. 

Das Inverkehrbringen behandelter Waren ist an folgende Bedingung ge­
knüpft: 

Die Person, die für das Inverkehrbringen einer behandelten Ware, die mit 
Glutaraldehyd behandelt wurde oder es enthält, verantwortlich ist, stellt si­
cher, dass das Etikett dieser behandelten Ware die in Artikel 58 Absatz 3 
Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 angeführten Informatio­
nen umfasst.  

4 Glutaraldehyd gilt als zu ersetzender Stoff im Sinne von Artikel 10 Absatz 1 
Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 528/2012. 

Bei der Produktbewertung sind insbesondere die Aspekte Exposition, Risi­
ken und Wirksamkeit im Zusammenhang mit etwaigen Verwendungen zu 
berücksichtigen, die unter einen Zulassungsantrag fallen, bei der Risikobe­
wertung für den Wirkstoff auf Unionsebene jedoch nicht berücksichtigt 
wurden. 

Die Zulassung von Biozidprodukten ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

1. Für industrielle oder gewerbliche Anwender werden sichere Betriebsver­
fahren und geeignete organisatorische Maßnahmen festgelegt. Die Pro­
dukte werden mit geeigneter persönlicher Schutzausrüstung verwendet, 
wenn die Exposition nicht auf andere Weise auf ein vertretbares Maß re­
duziert werden kann.  
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Gebräuchliche 
Bezeichnung 

IUPAC-Bezeichnung 
Kennnummern 

Mindestreinheit des 
Wirkstoffs (1) 

Datum der 
Genehmigung 

Genehmigung 
befristet bis 

Pro­
duktart Besondere Bedingungen  

2. Für Produkte, die zu Rückständen in Lebens- und Futtermitteln führen 
können, ist zu überprüfen, ob gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 470/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates neue Rück­
standshöchstgehalte (RHG) festgesetzt oder gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates alte Rück­
standshöchstgehalte geändert werden müssen, und es sind geeignete Risi­
kominderungsmaßnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass die gel­
tenden RHG nicht überschritten werden.  

3. Die Produkte dürfen nicht Materialien und Waren im Sinne des Artikels 1 
Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 beigemischt werden, die 
dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen, es sei 
denn, die Kommission hat spezifische Grenzwerte für die Migration von 
Glutaraldehyd in Lebensmittel festgesetzt oder es wurde nach Maßgabe 
der genannten Verordnung festgestellt, dass derartige Grenzwerte nicht 
erforderlich sind. 

Das Inverkehrbringen behandelter Waren ist an folgende Bedingung ge­
knüpft: 

Die Person, die für das Inverkehrbringen einer behandelten Ware, die mit 
Glutaraldehyd behandelt wurde oder es enthält, verantwortlich ist, stellt si­
cher, dass das Etikett dieser behandelten Ware die in Artikel 58 Absatz 3 
Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 angeführten Informatio­
nen umfasst.  

6 Glutaraldehyd gilt als zu ersetzender Stoff im Sinne von Artikel 10 Absatz 1 
Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 528/2012. 

Bei der Produktbewertung sind insbesondere die Aspekte Exposition, Risi­
ken und Wirksamkeit im Zusammenhang mit etwaigen Verwendungen zu 
berücksichtigen, die unter einen Zulassungsantrag fallen, bei der Risikobe­
wertung für den Wirkstoff auf Unionsebene jedoch nicht berücksichtigt 
wurden. 

Die Zulassung von Biozidprodukten ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

1. Für industrielle oder gewerbliche Anwender werden sichere Betriebsver­
fahren und geeignete organisatorische Maßnahmen festgelegt. Die Pro­
dukte werden mit geeigneter persönlicher Schutzausrüstung verwendet, 
wenn die Exposition nicht auf andere Weise auf ein vertretbares Maß re­
duziert werden kann.  
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Gebräuchliche 
Bezeichnung 

IUPAC-Bezeichnung 
Kennnummern 

Mindestreinheit des 
Wirkstoffs (1) 

Datum der 
Genehmigung 

Genehmigung 
befristet bis 

Pro­
duktart Besondere Bedingungen  

2. Wegen der Risiken für die menschliche Gesundheit dürfen Produkte für 
nicht gewerbliche Anwender Glutaraldehyd nur dann in einer Konzentra­
tion enthalten, die zur Einstufung als Hautallergen führt, wenn die Expo­
sition auf andere Weise als durch das Tragen persönlicher Schutzausrüs­
tung auf ein vertretbares Maß reduziert werden kann.  

3. Wegen der Risiken für die Umwelt dürfen die Produkte nur dann für die 
Konservierung von Bohr- und Zementierflüssigkeiten zugelassen werden, 
wenn nachgewiesen werden kann, dass die Risiken auf ein vertretbares 
Maß reduziert werden können. 

Das Inverkehrbringen behandelter Waren ist an folgende Bedingungen ge­
knüpft:  

1. Mischungen, die mit Glutaraldehyd behandelt wurden oder es enthalten, 
dürfen Glutaraldehyd nur dann in einer Konzentration enthalten, die zur 
Einstufung als Hautallergen führt, wenn die Exposition auf andere Weise 
als das Tragen persönlicher Schutzausrüstung auf ein vertretbares Maß 
reduziert werden kann.  

2. Die Person, die für das Inverkehrbringen einer behandelten Ware, die mit 
Glutaraldehyd behandelt wurde oder es enthält, verantwortlich ist, stellt 
sicher, dass das Etikett dieser behandelten Ware die in Artikel 58 Ab­
satz 3 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 angeführten In­
formationen umfasst.  

11 Glutaraldehyd gilt als zu ersetzender Stoff im Sinne von Artikel 10 Absatz 1 
Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 528/2012. 

Bei der Produktbewertung sind insbesondere die Aspekte Exposition, Risi­
ken und Wirksamkeit im Zusammenhang mit etwaigen Verwendungen zu 
berücksichtigen, die unter einen Zulassungsantrag fallen, bei der Risikobe­
wertung für den Wirkstoff auf Unionsebene jedoch nicht berücksichtigt 
wurden. 

Die Zulassung von Biozidprodukten ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

1. Für industrielle oder gewerbliche Anwender werden sichere Betriebsver­
fahren und geeignete organisatorische Maßnahmen festgelegt. Die Pro­
dukte werden mit geeigneter persönlicher Schutzausrüstung verwendet, 
wenn die Exposition nicht auf andere Weise auf ein vertretbares Maß re­
duziert werden kann.  
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Gebräuchliche 
Bezeichnung 

IUPAC-Bezeichnung 
Kennnummern 

Mindestreinheit des 
Wirkstoffs (1) 

Datum der 
Genehmigung 

Genehmigung 
befristet bis 

Pro­
duktart Besondere Bedingungen 

2. Wegen der Risiken für Böden und Oberflächengewässer dürfen die Pro­
dukte nur dann für die Verwendung in kleinen offenen Umlaufkühlsyste­
men zugelassen werden, wenn nachgewiesen werden kann, dass die Risi­
ken auf ein vertretbares Maß reduziert werden können.  

3. Wegen der Risiken für die Umwelt dürfen die Produkte nur dann für die 
Konservierung von Wasser für hydrostatische Druckprüfungen zugelas­
sen werden, wenn nachgewiesen werden kann, dass die Risiken auf ein 
vertretbares Maß reduziert werden können. 

Das Inverkehrbringen behandelter Waren ist an folgende Bedingung ge­
knüpft: 

Die Person, die für das Inverkehrbringen einer behandelten Ware, die mit 
Glutaraldehyd behandelt wurde oder es enthält, verantwortlich ist, stellt si­
cher, dass das Etikett dieser behandelten Ware die in Artikel 58 Absatz 3 
Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 angeführten Informatio­
nen umfasst.  

12 Glutaraldehyd gilt als zu ersetzender Stoff im Sinne von Artikel 10 Absatz 1 
Buchstabe b der Verordnung (EU) Nr. 528/2012. 

Bei der Produktbewertung sind insbesondere die Aspekte Exposition, Risi­
ken und Wirksamkeit im Zusammenhang mit etwaigen Verwendungen zu 
berücksichtigen, die unter einen Zulassungsantrag fallen, bei der Risikobe­
wertung für den Wirkstoff auf Unionsebene jedoch nicht berücksichtigt 
wurden. 

Die Zulassung von Biozidprodukten ist an folgende Bedingungen geknüpft: 

1. Für industrielle oder gewerbliche Anwender werden sichere Betriebsver­
fahren und geeignete organisatorische Maßnahmen festgelegt. Die Pro­
dukte werden mit geeigneter persönlicher Schutzausrüstung verwendet, 
wenn die Exposition nicht auf andere Weise auf ein vertretbares Maß re­
duziert werden kann.  

2. Wegen der Risiken für die Umwelt dürfen die Produkte nur dann für die 
Verwendung in nicht an eine Kläranlage angeschlossenen Zellstoff- oder 
Papierfabriken zugelassen werden, wenn nachgewiesen werden kann, 
dass die Risiken auf ein vertretbares Maß reduziert werden können.  
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Gebräuchliche 
Bezeichnung 

IUPAC-Bezeichnung 
Kennnummern 

Mindestreinheit des 
Wirkstoffs (1) 

Datum der 
Genehmigung 

Genehmigung 
befristet bis 

Pro­
duktart Besondere Bedingungen 

Das Inverkehrbringen behandelter Waren ist an folgende Bedingung ge­
knüpft: 

Die Person, die für das Inverkehrbringen einer behandelten Ware, die mit 
Glutaraldehyd behandelt wurde oder es enthält, verantwortlich ist, stellt si­
cher, dass das Etikett dieser behandelten Ware die in Artikel 58 Absatz 3 
Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 angeführten Informatio­
nen umfasst.  

(1)  Die in dieser Spalte angegebene Reinheit war die Mindestreinheit des Wirkstoffs, der für die Beurteilung gemäß Artikel 16 Absatz 2 der Richtlinie 98/8/EG verwendet wurde. Der Wirkstoff in dem in Verkehr 
gebrachten Produkt kann dieselbe oder eine andere Reinheit aufweisen, sofern er nachgewiesenermaßen technisch äquivalent zu dem beurteilten Stoff ist. 

(2) Verordnung (EG) Nr. 470/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 über die Schaffung eines Gemeinschaftsverfahrens für die Festsetzung von Höchstmengen für Rückstände phar­
makologisch wirksamer Stoffe in Lebensmitteln tierischen Ursprungs, zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2377/90 des Rates und zur Änderung der Richtlinie 2001/82/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates und der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 152 vom 16.6.2009, S. 11). 

(3)  Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Februar 2005 über Höchstgehalte an Pestizidrückständen in oder auf Lebens- und Futtermitteln pflanzlichen und tierischen 
Ursprungs und zur Änderung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates (ABl. L 70 vom 16.3.2005, S. 1).   
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VERORDNUNG (EU) 2015/1760 DER KOMMISSION 

vom 1. Oktober 2015 

zur Änderung des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 1334/2008 des Europäischen Parlaments 
und des Rates hinsichtlich der Streichung des Aromastoffes p-Mentha-1,8-dien-7-ol aus der 

Unionsliste 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1334/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 
über Aromen und bestimmte Lebensmittelzutaten mit Aromaeigenschaften zur Verwendung in und auf Lebensmitteln 
sowie zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1601/91 des Rates, der Verordnungen (EG) Nr. 2232/96 und (EG) 
Nr. 110/2008 und der Richtlinie 2000/13/EG (1), insbesondere auf Artikel 11 Absatz 3, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1331/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 
über ein einheitliches Zulassungsverfahren für Lebensmittelzusatzstoffe, -enzyme und -aromen (2), insbesondere auf 
Artikel 7 Absatz 6, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1334/2008 enthält eine Unionsliste der für die Verwendung in und auf 
Lebensmitteln zugelassenen Aromen und Ausgangsstoffe mit den Bedingungen für ihre Verwendung. 

(2)  Mit der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 872/2012 der Kommission (3) wurde eine Liste von Aromastoffen 
angenommen, die in Anhang I Teil A der Verordnung (EG) Nr. 1334/2008 aufgenommen wurde. 

(3)  Diese Liste kann nach dem einheitlichen Verfahren gemäß Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1331/2008 auf Initiative der Kommission oder auf Antrag eines Mitgliedstaats oder einer betroffenen Person 
aktualisiert werden. 

(4)  Der Aromastoff p-Mentha-1,8-dien-7-ol (FL-Nr. 05.117) ist in der Liste als Aromastoff enthalten, dessen 
Bewertung noch nicht abgeschlossen ist, da zusätzliche wissenschaftliche Daten vorgelegt werden müssen. Diese 
Daten hat der Antragsteller nun vorgelegt. 

(5)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit bewertete die vorgelegten Daten und kam in ihrem 
wissenschaftlichen Gutachten (4) vom 24. Juni 2015 zu dem Schluss, dass p-Mentha-1,8-dien-7-ol (FL-Nr. 05.117) 
in vivo gentoxisch ist und bei seiner Verwendung als Aromastoff daher Sicherheitsbedenken bestehen. 

(6)  In natürlicher Form kommt p-Mentha-1,8-dien-7-ol (FL-Nr. 05.117) in der Schale von Früchten einiger Pflanzen 
der Gattungen Perilla, Citrus und anderen vor. 

(7)  Daher entspricht die Verwendung von p-Mentha-1,8-dien-7-ol (FL-Nr. 05.117) nicht den allgemeinen 
Bedingungen für die Verwendung von Aromen gemäß Artikel 4 Buchstabe a der Verordnung (EG) 
Nr. 1334/2008. Der Stoff sollte demnach zum Schutz der menschlichen Gesundheit unverzüglich aus der Liste 
gestrichen werden. 

(8) Die Kommission sollte zur Streichung eines sicherheitsbedenklichen Stoffes von der Unionsliste vom Dringlich­
keitsverfahren Gebrauch machen. 
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(1) ABl. L 354 vom 31.12.2008, S. 34. 
(2) ABl. L 354 vom 31.12.2008, S. 1. 
(3) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 872/2012 der Kommission vom 1. Oktober 2012 zur Festlegung der Liste der Aromastoffe gemäß 

der Verordnung (EG) Nr. 2232/96 des Europäischen Parlaments und des Rates, zur Aufnahme dieser Liste in Anhang I der Verordnung 
(EG) Nr. 1334/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1565/2000 der 
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(4) Scientific Opinion on Flavouring Group Evaluation 208 Revision 1 (FGE.208Rev1): Consideration of genotoxicity data on 
representatives for 10 alicyclic aldehydes with the α,β-unsaturation in ring/side-chain and precursors from chemical subgroup 2.2 of 
FGE.19. EFSA Journal 2015;13(7):4173, 28 S. doi:10.2903/j.efsa.2015.4173 Online verfügbar unter: www.efsa.europa.eu/efsajournal 
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(9)  Aufgrund sehr niedriger Verwendungsraten und der geringen Gesamtmenge, in der p-Mentha-1,8-dien-7-ol 
(FL-Nr. 05.117) Lebensmitteln in der Europäischen Union bisher beigefügt wurde, ruft das Vorkommen dieses 
Stoffes in Lebensmitteln keine unmittelbaren Sicherheitsbedenken hervor. Daher sollten, auch unter 
Berücksichtigung technischer Gründe, Übergangszeiträume für Lebensmittel festgelegt werden, die den Aromastoff 
p-Mentha-1,8-dien-7-ol (FL-Nr. 05.117) enthalten und die vor Inkrafttreten der vorliegenden Verordnung bereits 
in Verkehr gebracht oder von Drittländern in die EU versandt wurden. 

(10)  Anhang I Teil A der Verordnung (EG) Nr. 1334/2008 sollte daher entsprechend geändert werden. 

(11)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I Teil A der Verordnung (EG) Nr. 1334/2008 wird entsprechend dem Anhang der vorliegenden Verordnung 
geändert. 

Artikel 2 

1. Lebensmittel, denen der Aromastoff p-Mentha-1,8-dien-7-ol (FL-Nr. 05.117) beigefügt wurde und die vor 
Inkrafttreten dieser Verordnung rechtmäßig in Verkehr gebracht wurden, dürfen bis zu ihrem Mindesthaltbarkeits- oder 
Verbrauchsdatum vermarktet werden. 

2. Lebensmittel, die in die Union eingeführt werden und denen der Aromastoff p-Mentha-1,8-dien-7-ol 
(FL-Nr. 05.117) beigefügt wurde, dürfen bis zu ihrem Mindesthaltbarkeits- oder Verbrauchsdatum vermarktet werden, 
sofern ihr Importeur nachweisen kann, dass sie vor Inkrafttreten dieser Verordnung vom betreffenden Drittland versandt 
und unterwegs in die Union waren. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 1. Oktober 2015 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

In Anhang I Teil A der Verordnung (EG) Nr. 1334/2008 wird folgender Eintrag gestrichen: 

„05.117 p-Mentha-1,8-dien-7-ol 2111-75-3 973 11788   2 EFSA“   
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2015/1761 DER KOMMISSION 

vom 1. Oktober 2015 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 378/2005 hinsichtlich der Berichte und der Gebühren des 
gemeinschaftlichen Referenzlaboratoriums sowie in Bezug auf die in Anhang II der genannten 

Verordnung aufgelisteten Laboratorien 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003 
über Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tierernährung (1), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 4 Unterabsatz 1 und 
Artikel 21 Absatz 3, 

nach Anhörung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 werden Vorschriften über das Verfahren für die Genehmigung des 
Inverkehrbringens und die Verwendung von Futtermittelzusatzstoffen in der Tierernährung festgelegt. Die 
genannte Verordnung sieht vor, dass jede Person, die eine Zulassung für einen Futtermittelzusatzstoff oder für 
eine neue Verwendung eines Futtermittelzusatzstoffes anstrebt, einen Zulassungsantrag gemäß ihren 
Bestimmungen stellt. 

(2)  Die Verordnung (EG) Nr. 378/2005 der Kommission (2) enthält die Durchführungsvorschriften zu der 
Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 hinsichtlich der Anträge auf Zulassung eines Futtermittelzusatzstoffes oder eines 
neuen Verwendungszwecks für einen Futtermittelzusatzstoff sowie in Bezug auf die Pflichten und Aufgaben des 
gemeinschaftlichen Referenzlaboratoriums (im Folgenden „GRL“). 

(3)  Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 378/2005 sieht vor, dass das GRL für jeden Antrag auf Zulassung eines 
Futtermittelzusatzstoffes bei der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit (im Folgenden „Behörde“) einen 
vollständigen Evaluierungsbericht vorlegt. Ausnahmen von der Verpflichtung zur Vorlage eines Evaluierungs­
berichts werden für Anträge auf Zulassung einer neuen Verwendung eines Futtermittelzusatzstoffes oder Anträge 
auf Änderung der Bedingungen einer bestehenden Zulassung gemacht, sofern die vorgeschlagenen Bedingungen 
für die neue Verwendung oder für die Änderung der Zulassungsbedingungen in den Anwendungsbereich der 
Analysemethode fallen, die zuvor gemäß Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 429/2008 der Kommission (3) 
mitgeteilt wurde und bereits bewertet worden ist. Außerdem sieht Artikel 4 der genannten Verordnung vor, dass 
das GRL von den Antragstellern Gebühren für die Einreichung von Zulassungsanträgen erhebt. Ausnahmen 
werden gemacht, wenn keine Proben erforderlich sind und das GRL keinen Bericht erstellen muss, da die 
Analysemethode bereits bewertet worden ist. Für Anträge auf die Verlängerung von Zulassungen für Futtermittel­
zusatzstoffe gelten diese Ausnahmen jedoch nicht. 

(4)  Die Erfahrung hat gezeigt, dass die Ausnahmen von den Anforderungen an die Evaluierungsberichte und die 
Gebühren für die Antragstellung auch auf Anträge auf die Verlängerung von Zulassungen für Futtermittelzu­
satzstoffe ausgeweitet werden sollten. Daher sollten Artikel 5 und Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 378/2005 
entsprechend geändert werden. 

(5)  In Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 378/2005 sind nationale Referenzlaboratorien aufgeführt, die das GRL bei 
seinen Pflichten und Aufgaben unterstützen. Mehrere Mitgliedstaaten haben der Kommission mitgeteilt, dass es 
Änderungen bezüglich ihrer im Verband mitwirkenden nationalen Referenzlaboratorien gegeben hat, da andere 
Laboratorien für diesen Zweck benannt wurden oder sich der Name oder die Anschrift der Laboratorien geändert 
hat. Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 378/2005 sollte daher entsprechend geändert werden. 

(6)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 
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(1) ABl. L 268 vom 18.10.2003, S. 29. 
(2) Verordnung (EG) Nr. 378/2005 der Kommission vom 4. März 2005 mit Durchführungsbestimmungen zu der Verordnung (EG) 

Nr. 1831/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Pflichten und Aufgaben des gemeinschaftlichen Referenzla­
boratoriums in Bezug auf Anträge auf Zulassung von Futtermittelzusatzstoffen (ABl. L 59 vom 5.3.2005, S. 8). 

(3) Verordnung (EG) Nr. 429/2008 der Kommission vom 25. April 2008 über Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) 
Nr. 1831/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Erstellung und Vorlage von Anträgen sowie der Bewertung 
und Zulassung von Futtermittelzusatzstoffen (ABl. L 133 vom 22.5.2008, S. 1). 



HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EG) Nr. 378/2005 wird wie folgt geändert:  

1. Artikel 5 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Ein Evaluierungsbericht ist nicht erforderlich für 

a)  gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 gestellte Anträge auf eine neue Verwendung eines 
Futtermittelzusatzstoffes, wenn die vorgeschlagenen Bedingungen für das Inverkehrbringen des Futtermittelzu­
satzstoffes gemäß der neuen Verwendung in den Anwendungsbereich der Analysemethode fallen, die zuvor nach 
Anhang II Nummer 2.6 der Verordnung (EG) Nr. 429/2008 mitgeteilt wurde und bereits vom GRL evaluiert 
worden ist. 

b)  gemäß Artikel 13 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 gestellte Anträge auf Änderung der Bedingungen 
einer bestehenden Zulassung, wenn die vorgeschlagene Änderung oder die neuen Bedingungen für das 
Inverkehrbringen des Futtermittelzusatzstoffes in den Anwendungsbereich der Analysemethode fallen, die zuvor 
nach Anhang II Nummer 2.6 der Verordnung (EG) Nr. 429/2008 mitgeteilt wurde und bereits vom GRL evaluiert 
worden ist. 

c)  gemäß Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 gestellte Anträge auf Verlängerung der Bedingungen einer 
bestehenden Zulassung, wenn die Bedingungen für das Inverkehrbringen des Futtermittelzusatzstoffes in den 
Anwendungsbereich der Analysemethode fallen, die zuvor nach Anhang II Nummer 2.6 der Verordnung (EG) 
Nr. 429/2008 mitgeteilt und bereits vom GRL evaluiert worden ist. 

Unbeschadet des Absatzes 4 können die Kommission, das GRL oder die Behörde auf der Grundlage rechtmäßiger für 
den Antrag relevanter Faktoren eine neue Evaluierung der Analysemethoden für erforderlich befinden. In solchen 
Fällen teilt das GRL dies dem Antragsteller mit.“  

2. Anhang II erhält die Fassung des Anhangs der vorliegenden Verordnung.  

3. In Anhang IV erhält Punkt 5 unter „Der Art des Antrags auf Zulassung eines Futtermittelzusatzstoffes gemäß der 
Verordnung EG Nr. 1831/2003 entsprechende Gebühren“ die folgende Fassung: 

„5.  Verlängerung einer Zulassung eines Futtermittelzusatzstoffes (Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003): 

—  Gebühr = Komponente 2 = 4 000 EUR 

—  bei Anwendung von Artikel 5 Absatz 4 Buchstabe c: Gebühr = 0 EUR.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 1. Oktober 2015 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

„ANHANG II 

Gemeinschaftliches Referenzlaboratorium und Verband nationaler Referenzlaboratorien gemäß 
Artikel 6 Absatz 2 

GEMEINSCHAFTLICHES REFERENZLABORATORIUM 

Gemeinsame Forschungsstelle der Europäischen Kommission, Institut für Referenzmaterialien und -messungen, Geel, 
Belgien. 

NATIONALE REFERENZLABORATORIEN DER MITGLIEDSTAATEN 

Belgique/België 

—  Federaal Laboratorium voor de Voedselveiligheid Tervuren (FLVVT -FAVV); 

—  Vlaamse Instelling voor Technologisch Onderzoek (VITO), Mol; 

—  Centre wallon de Recherches agronomiques (CRA-W), Gembloux. 

Česká republika 

—  Ústřední kontrolní a zkušební ústav zemědělský (ÚKZÚZ), Praha. 

Danmark 

—  Fødevarestyrelsens Laboratorie Aarhus (kemisk); 

—  Fødevarestyrelsens Laboratorie Ringsted (kemisk og mikrobiologisk). 

Deutschland 

—  Sachgebiet Futtermittel des Bayrischen Landesamtes für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (LGL), 
Oberschleißheim; 

—  Landwirtschaftliche Untersuchungs- und Forschungsanstalt (LUFA), Speyer; 

—  Staatliche Betriebsgesellschaft für Umwelt und Landwirtschaft. Geschäftsbereich 6 — Labore Landwirtschaft, Nossen; 

—  Thüringer Landesanstalt für Landwirtschaft (TLL), Abteilung Untersuchungswesen, Jena. 

Eesti 

—  Põllumajandusuuringute Keskus (PMK). Jääkide ja saasteainete labor, Saku, Harjumaa; 

—  Põllumajandusuuringute Keskus (PMK), Taimse materjali labor, Saku, Harjumaa. 

España 

—  Laboratorio Arbitral Agroalimentario. Ministerio de Agricultura, Alimentación y Medio Ambiente, Madrid; 

—  Laboratori Agroalimentari, Departament d'Agricultura, Ramaderia, PESCA, Alimentació i Medi Natural. Generalitat 
de Catalunya, Cabrils. 

France 

—  Laboratoire de Rennes (SCL L35), Service Commun des Laboratoires DGCCRF et DGDDI, Rennes. 

Eire/Ireland 

—  The State Laboratory, Kildare. 
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Ελλάδα 

—  Εργαστήριο Ελέγχου κυκλοφορίας ζωοτροφών Θεσσαλονίκης. 

Italia 

—  Istituto Superiore di Sanità. Dipartimento di Sanità Pubblica Veterinari e Sicurezza Alimentare, Roma; 

—  Centro di referenza nazionale per la sorveglienza ed il controllo degli alimenti per gli animali (CReAA), Torino. 

Kypros 

—  Feedingstuffs Analytical Laboratory, Department of Agriculture, Nicosia. 

Latvija 

—  Pārtikas drošības, dzīvnieku veselības un vides zinātniskais institūts BIOR, Rīga. 

Lietuva 

—  Nacionalinis maisto ir veterinarijos rizikos vertinimo institutas, Vilnius. 

Luxembourg 

—  Laboratoire de Contrôle et d'essais — ASTA, Ettelbruck. 

Magyarország 

—  Nemzeti Élelmiszerlánc-biztonsági Hivatal, Élelmiszer- és Takarmánybiztonsági Igazgatóság, Takarmányvizsgáló 
Nemzeti Referencia Laboratórium, Budapest. 

Nederland 

—  RIKILT Wageningen UR, Wageningen. 

Österreich 

—  Österreichische Agentur für Gesundheit und Ernährungssicherheit (AGES), Wien. 

Polska 

—  Instytut Zootechniki — Państwowy Instytut Badawczy, Krajowe Laboratorium Pasz, Lublin; 

—  Państwowy Instytut Weterynaryjny, Pulawy. 

Portugal 

—  Instituto Nacional de Investigação Agrária e Veterinária, I.P. (INIAV,IP), Lisboa. 

Slovenija 

—  Univerza v Ljubljani. Veterinarska fakulteta. Nacionalni veterinarski inštitut. Enota za patologijo prehrane in higieno 
okolja, Ljubljana; 

—  Kmetijski inštitut Slovenije, Ljubljana. 

Slovensko 

—  Skúšobné laboratórium analýzy krmív, Ústredný kontrolný a skúšobný ústav poľnohospodársky, Bratislava. 
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Suomi/Finland 

—  Elintarviketurvallisuusvirasto/Livsmedelssäkerhetsverket (Evira), Helsinki/Helsingfors. 

Sverige 

—  Avdelningen för kemi, miljö och fodersäkerhet, Statens Veterinärmedicinska Anstalt (SVA), Uppsala. 

United Kingdom 

—  LGC Ltd, Teddington. 

NATIONALE REFERENZLABORATORIEN DER EFTA-STAATEN 

Norway 

—  The National Institute of Nutrition and Seafood Research (NIFES), Bergen.“  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2015/1762 DER KOMMISSION 

vom 1. Oktober 2015 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 (1), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungs­
bestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungs­
erzeugnisse aus Obst und Gemüse (2), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der 
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind 
in der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in ihrem Anhang XVI Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt. 

(2)  Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Tageswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im 
Anhang der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 1. Oktober 2015 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 AL  46,6 

MA  171,9 

MK  47,2 

TR  81,2 

XS  39,0 

ZZ  77,2 

0707 00 05 AL  46,1 

MK  41,5 

TR  122,2 

ZZ  69,9 

0709 93 10 TR  132,0 

ZZ  132,0 

0805 50 10 AR  137,3 

BO  141,4 

CL  176,4 

EG  55,4 

UY  92,0 

ZA  142,1 

ZZ  124,1 

0806 10 10 BR  257,8 

EG  176,0 

MK  32,3 

TR  146,1 

ZA  128,8 

ZZ  148,2 

0808 10 80 AR  264,2 

BR  35,7 

CL  127,4 

NZ  160,2 

US  107,9 

UY  48,0 

ZA  132,3 

ZZ  125,1 

0808 30 90 AR  131,9 

CL  148,3 

TR  129,3 

XS  96,2 

ZA  220,9 

ZZ  145,3 

(1)  Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1106/2012 der Kommission vom 27. November 2012 zur Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 471/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über Gemeinschaftsstatistiken des Außenhandels 
mit Drittländern hinsichtlich der Aktualisierung des Verzeichnisses der Länder und Gebiete (ABl. L 328 vom 28.11.2012, S. 7). Der 
Code „ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.  
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS (GASP) 2015/1763 DES RATES 

vom 1. Oktober 2015 

über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Burundi 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 29, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Am 16. März 2015 bekräftigte die Europäische Union ihren seit Beginn der Krise in Burundi vertretenen 
Standpunkt, wonach eine dauerhafte politische Lösung im Interesse der Sicherheit und der Demokratie für alle 
Burundier nur im Wege des Dialogs und eines daraus hervorgehenden Konsenses unter Achtung des Abkommens 
von Arusha und der Verfassung Burundis gefunden werden kann. 

(2)  Der Rat verurteilte am 18. Mai 2015 den versuchten Staatsstreich in Burundi sowie jegliche Gewalttat und 
jegliche Handlung der Abkehr von der Verfassungsordnung — ungeachtet der Verursacher — und brachte seine 
tiefe Besorgnis angesichts der Lage in Burundi zum Ausdruck. Der Rat bekundete ferner seine feste 
Entschlossenheit, alle notwendigen Maßnahmen gegenüber den burundischen Akteuren zu ergreifen, die durch ihr 
Verhalten zur Fortsetzung der Gewalt beitragen und die Suche nach einer politischen Lösung behindern. 

(3)  Am 22. Juni 2015 äußerte der Rat sich äußerst besorgt über die Zahl der Opfer und der bekannt gewordenen 
Fälle schwerer Menschenrechtsverletzungen seit Beginn der Krise, insbesondere über die Übergriffe, die den 
Sicherheitskräften und Mitgliedern der Imbonerakure angelastet werden. Der Rat bekräftigte ferner, dass er 
entschlossen ist, gegebenenfalls gezielt restriktive Maßnahmen gegen diejenigen zu verhängen, deren Handlungen 
zu Gewalt und Repression und zu schweren Menschenrechtsverletzungen geführt haben oder führen könnten 
und/oder die Suche nach einer politischen Lösung in dem von der Afrikanischen Union und der Ostafrikanischen 
Gemeinschaft vorgeschlagenen Rahmen behindern. 

(4)  Am 23. Juli 2015 äußerte die Europäische Union ihr Bedauern darüber, dass die burundische Regierung die 
einschlägigen Beschlüsse der Afrikanischen Union und der Ostafrikanischen Gemeinschaft, die den Weg für 
glaubwürdige und alle Parteien einbeziehende Wahlen geebnet hätten, noch nicht vollständig umgesetzt hat. 

(5)  Der Rat ist nach wie vor sehr besorgt angesichts der Lage in Burundi. In Anbetracht der gegenwärtigen Umstände 
und entsprechend den Schlussfolgerungen des Rates von Juni 2015 sollten Reisebeschränkungen gegen Personen, 
Organisationen oder Einrichtungen, die in Burundi — unter anderem durch Gewalttaten, Repression oder 
Aufstachelung zur Gewalt — die Demokratie untergraben oder die Suche nach einer politischen Lösung 
behindern, gegen Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die an der Planung, Leitung und Begehung von 
Handlungen, die internationale Menschenrechte oder humanitäres Völkerrecht verletzen oder die schwere 
Menschenrechtsübergriffe darstellen, in Burundi beteiligt sind, sowie gegen Personen, Organisationen oder 
Einrichtungen, die ihnen in Verbindung stehen, verhängt werden und deren Vermögenswerte eingefroren werden. 

(6)  Weitere Maßnahmen der Union sind erforderlich, damit bestimmte Maßnahmen durchgeführt werden können — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen die Maßnahmen, die erforderlich sind, um zu verhindern, dass folgende Personen in 
ihr Hoheitsgebiet einreisen oder durch ihr Hoheitsgebiet durchreisen: 

a)  natürliche Personen, die in Burundi — unter anderem durch Gewalttaten, Repression oder Aufstachelung zur 
Gewalt — die Demokratie untergraben oder die Suche nach einer politischen Lösung behindern, 
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b)  natürliche Personen, die an der Planung, Leitung und Begehung von Handlungen in Burundi, die internationale 
Menschenrechte oder humanitäres Völkerrecht verletzen oder die schwere Menschenrechtsübergriffe darstellen, 
beteiligt sind, und 

c)  natürliche Personen, die mit den unter Buchstabe a und b genannten Personen in Verbindung stehen, 

die im Anhang aufgeführt sind. 

(2) Absatz 1 verpflichtet die Mitgliedstaaten nicht dazu, ihren eigenen Staatsangehörigen die Einreise in ihr 
Hoheitsgebiet zu verweigern. 

(3) Absatz 1 lässt die Fälle unberührt, in denen für einen Mitgliedstaat eine völkerrechtliche Verpflichtung besteht, 
und zwar 

a)  als Gastland einer internationalen zwischenstaatlichen Organisation, 

b)  als Gastland einer internationalen Konferenz, die von den Vereinten Nationen einberufen worden ist oder unter deren 
Schirmherrschaft steht, 

c)  im Rahmen einer multilateralen Übereinkunft, die Vorrechte und Immunitäten verleiht, oder 

d)  im Rahmen des 1929 zwischen dem Heiligen Stuhl (Staat Vatikanstadt) und Italien geschlossenen Lateranvertrags. 

(4) Absatz 3 gilt auch in den Fällen, in denen ein Mitgliedstaat Gastland der Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa (OSZE) ist. 

(5) Der Rat ist in allen Fällen, in denen ein Mitgliedstaat eine Ausnahme aufgrund der Absätze 3 oder 4 gewährt, 
ordnungsgemäß zu unterrichten. 

(6) Die Mitgliedstaaten können Ausnahmen von den Maßnahmen nach Absatz 1 in den Fällen zulassen, in denen die 
Reise aufgrund einer humanitären Notlage oder aufgrund der Teilnahme an Tagungen auf zwischenstaatlicher Ebene — 
einschließlich solcher, die von der Europäischen Union unterstützt oder ausgerichtet werden oder von einem 
Mitgliedstaat, der zu dem Zeitpunkt den OSZE-Vorsitz innehat, ausgerichtet werden — gerechtfertigt ist, wenn dort ein 
politischer Dialog geführt wird, der den politischen Zielen der restriktiven Maßnahmen, einschließlich der Demokratie, 
der Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit in Burundi, unmittelbar dient. 

(7) Ein Mitgliedstaat, der Ausnahmen nach Absatz 6 zulassen möchte, unterrichtet den Rat schriftlich hiervon. Die 
Ausnahme gilt als gewährt, wenn nicht von einem oder mehreren der Mitglieder des Rates innerhalb von zwei 
Arbeitstagen nach Eingang der Mitteilung über die vorgeschlagene Ausnahme schriftlich ein Einwand erhoben wird. 
Sollte von einem oder mehreren Mitgliedern des Rates Einwand erhoben werden, so kann der Rat mit qualifizierter 
Mehrheit beschließen, die vorgeschlagene Ausnahme zu gewähren. 

(8) In den Fällen, in denen ein Mitgliedstaat den im Anhang aufgeführten Personen die Einreise in oder die Durchreise 
durch sein Hoheitsgebiet nach Absatz 3, 4, 6 oder 7 genehmigt, gilt die Genehmigung ausschließlich für den Zweck, für 
den sie erteilt wurde, und für die davon unmittelbar betroffenen Personen. 

Artikel 2 

(1) Sämtliche Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen, die im Besitz oder Eigentum der folgenden Personen, 
Organisationen oder Einrichtungen stehen oder von diesen gehalten oder kontrolliert werden: 

a)  natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die in Burundi — unter anderem durch 
Gewalttaten, Repression oder Aufstachelung zur Gewalt — die Demokratie untergraben oder die Suche nach einer 
politischen Lösung behindern, 

b)  natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die an der Planung, Leitung und Begehung 
von Handlungen in Burundi, die internationale Menschenrechte oder humanitäres Völkerrecht verletzen oder die 
schwere Menschenrechtsübergriffe darstellen, beteiligt sind, und 

c)  natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die mit den in Buchstabe a und b 
gennannten Personen, Organisationen oder Einrichtungen in Verbindung stehen, 

die im Anhang aufgeführt sind, werden eingefroren. 

(2) Den im Anhang aufgeführten natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen dürfen 
Gelder oder wirtschaftliche Ressourcen weder unmittelbar noch mittelbar zur Verfügung gestellt werden noch zugute 
kommen. 
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(3) Die zuständige Behörde eines Mitgliedstaats kann unter den ihr angemessen erscheinenden Bedingungen die 
Freigabe oder die Bereitstellung bestimmter eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen genehmigen, nachdem 
sie festgestellt hat, dass diese Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen 

a)  zur Befriedigung der Grundbedürfnisse der im Anhang aufgeführten natürlichen oder juristischen Personen, 
Organisationen oder Einrichtungen und unterhaltsberechtigten Familienangehörigen der natürlichen Personen — 
unter anderem für die Bezahlung von Nahrungsmitteln, Mieten oder Hypotheken, Medikamenten und medizinischer 
Behandlung, Steuern, Versicherungsprämien und Gebühren öffentlicher Versorgungseinrichtungen — notwendig sind, 

b)  ausschließlich der Bezahlung angemessener Honorare und der Erstattung von Kosten im Zusammenhang mit der 
Erbringung juristischer Dienstleistungen dienen, 

c)  ausschließlich der Bezahlung von Gebühren oder Dienstleistungskosten für die routinemäßige Verwahrung oder 
Verwaltung eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen dienen oder 

d)  für die Deckung außerordentlicher Ausgaben erforderlich sind, vorausgesetzt, dass die zuständige Behörde den 
zuständigen Behörden der anderen Mitgliedstaaten und der Kommission mindestens zwei Wochen vor Erteilung der 
Genehmigung mitgeteilt hat, aus welchen Gründen sie der Auffassung ist, dass eine spezifische Genehmigung erteilt 
werden sollte. 

Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission von den Genehmigungen, die 
er nach Maßgabe dieses Absatzes erteilt hat. 

(4) Abweichend von Absatz 1 können die zuständigen Behörden eines Mitgliedstaats die Freigabe bestimmter 
eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen genehmigen, wenn die nachstehenden Voraussetzungen erfüllt 
sind: 

a)  Die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen sind Gegenstand einer schiedsgerichtlichen Entscheidung, die vor dem 
Datum ergangen ist, an dem eine natürliche oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung nach Absatz 1 in 
die Liste im Anhang aufgenommen wurde, oder Gegenstand einer vor oder nach diesem Datum in der Union 
ergangenen gerichtlichen oder behördlichen Entscheidung oder einer vor oder nach diesem Datum in dem 
betreffenden Mitgliedstaat vollstreckbaren gerichtlichen Entscheidung, 

b) die Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen werden im Rahmen der anwendbaren Gesetze und sonstigen Rechtsvor­
schriften über die Rechte des Gläubigers ausschließlich zur Erfüllung der Forderungen verwendet, die durch eine 
solche Entscheidung gesichert sind oder deren Bestehen in einer solchen Entscheidung anerkannt worden ist, 

c)  die Entscheidung begünstigt nicht eine im Anhang aufgeführte natürliche oder juristische Person, Organisation oder 
Einrichtung, und 

d)  die Anerkennung der Entscheidung steht nicht im Widerspruch zur öffentlichen Ordnung des betreffenden 
Mitgliedstaats. 

Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission über die Genehmigungen, die 
er nach Maßgabe dieses Absatzes erteilt hat. 

(5) Absatz 1 hindert eine natürliche oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung, welche im Anhang 
aufgeführt ist, nicht daran, Zahlungen aufgrund eines Vertrags zu leisten, der vor dem Zeitpunkt eingegangen wurde, zu 
dem eine solche natürliche oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung in den Anhang aufgenommen wurde, 
sofern der jeweilige Mitgliedstaat festgestellt hat, dass die Zahlung weder unmittelbar noch mittelbar von einer 
natürlichen oder juristischen Person, Organisation oder Einrichtung im Sinne von Absatz 1 entgegengenommen wird. 

(6) Absatz 2 gilt nicht für eine auf eingefrorene Konten erfolgte Gutschrift von 

a)  Zinsen und sonstigen Erträgen dieser Konten, 

b)  Zahlungen aufgrund von Verträgen, Vereinbarungen oder Verpflichtungen, die vor dem Zeitpunkt geschlossen 
wurden oder entstanden sind, ab dem diese Konten den Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 unterliegen, oder 

c)  Zahlungen aufgrund gerichtlicher, behördlicher oder schiedsgerichtlicher Entscheidungen, die in der Union erlassen 
wurden oder in dem betreffenden Mitgliedstaat vollstreckbar sind, 

sofern diese Zinsen, sonstigen Erträge und Zahlungen weiterhin den Maßnahmen nach Absatz 1 unterliegen. 

Artikel 3 

(1) Auf Vorschlag eines Mitgliedstaats oder des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik erstellt 
und ändert der Rat die Liste im Anhang. 
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(2) Der Rat setzt die betreffende natürliche oder juristische Person, Organisation oder Einrichtung entweder auf 
direktem Weg, falls ihre Anschrift bekannt ist, oder durch die Veröffentlichung einer Bekanntmachung von dem 
Beschluss nach Absatz 1 und den Gründen für die Aufnahme in die Liste in Kenntnis und gibt dabei dieser Person, 
Organisation oder Einrichtung Gelegenheit zur Stellungnahme. 

(3) Wird eine Stellungnahme unterbreitet oder werden wesentliche neue Beweise vorgelegt, so überprüft der Rat den 
Beschluss nach Absatz 1 und unterrichtet die betreffende natürliche oder juristische Person, Organisation oder 
Einrichtung entsprechend. 

Artikel 4 

(1) Im Anhang werden die Gründe für die Aufnahme der betreffenden natürlichen oder juristischen Personen, 
Organisationen und Einrichtungen nach Artikel 1 Absatz 1 und Artikel 2 Absatz 1 in die Liste angegeben. 

(2) Der Anhang enthält ferner die zur Identifizierung der betreffenden natürlichen oder juristischen Personen, 
Organisationen oder Einrichtungen erforderlichen Angaben, soweit diese verfügbar sind. Hinsichtlich natürlicher 
Personen können diese Angaben Namen, einschließlich Aliasnamen, Geburtsdatum und -ort, Staatsangehörigkeit, 
Reisepass- und Personalausweisnummern, Geschlecht, Anschrift, soweit bekannt, sowie Funktion oder Beruf umfassen. 
In Bezug auf juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen können diese Angaben Namen, Ort und Datum 
der Registrierung, Registriernummer und Geschäftsort umfassen. 

Artikel 5 

Damit die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen größtmögliche Wirkung entfalten können, empfiehlt die Union 
Drittstaaten, restriktive Maßnahmen zu ergreifen, die den in diesem Beschluss vorgesehenen restriktiven Maßnahmen 
vergleichbar sind. 

Artikel 6 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Dieser Beschluss gilt bis zum 3. Oktober 2016. 

Dieser Beschluss wird fortlaufend überprüft. Er wird gegebenenfalls verlängert oder geändert, wenn der Rat der 
Auffassung ist, dass seine Ziele nicht erreicht wurden. 

Geschehen zu Luxemburg am 1. Oktober 2015. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
E. SCHNEIDER  
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ANHANG 

Liste der natürlichen und juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen nach den Artikeln 1 und 2  

Name Angaben zur Identität Gründe für die Benennung 

1. Godefroid BIZIMANA Geburtsdatum: 23.4.1968 

Geburtsort: NYAGASEKE,  
MABAYI, CIBITOKE 

Besitzt die burundische 
Staatsangehörigkeit. Reise­
pass-Nr.: DP0001520 

Stellvertretender Generaldirektor der Nationalpoli­
zei; verantwortlich für die Untergrabung der De­
mokratie durch operative Entscheidungen, die zu 
unverhältnismäßiger Anwendung von Gewalt und 
zu Maßnahmen gewaltsamer Repression gegen die 
friedlichen Demonstrationen geführt haben, die 
am 26. April 2015 nach der Ankündigung der 
Präsidentschaftskandidatur von Präsident Nkurun­
ziza begonnen haben. 

2. Gervais NDIRAKOBUCA 
alias NDAKUGARIKA 

Geburtsdatum: 1.8.1970 

Besitzt die burundische 
Staatsangehörigkeit. Reise­
pass-Nr.: DP0000761 

Kabinettschef der Präsidialverwaltung („Prési­
dence“); verantwortlich für Angelegenheiten in Be­
zug auf die Nationalpolizei. Verantwortlich für die 
Behinderung der Suche nach einer politischen Lö­
sung in Burundi durch die Erteilung von Anwei­
sungen, die zu unverhältnismäßiger Anwendung 
von Gewalt, Gewalthandlungen, Repressionen und 
Verletzungen internationaler Menschenrechte ge­
gen die Teilnehmer an den Demonstrationen ge­
führt haben, die ab dem 26. April 2015 nach der 
Ankündigung der Präsidentschaftskandidatur von 
Präsident Nkurunziza stattgefunden haben, so 
auch am 26., 27. und 28. April in den Bezirken 
Nyakabiga und Musaga in der Provinz Bujumbura. 

3. Mathias/Joseph NIYONZIMA 
alias KAZUNGU 

Registriernummer (SNR): 
O/00064 

Besitzt die burundische 
Staatsangehörigkeit. Reise­
pass-Nr.: OP0053090 

Beamter des Nationalen Nachrichtendienstes. Ver­
antwortlich für die Behinderung der Suche nach ei­
ner politischen Lösung in Burundi, indem er zur 
Gewaltanwendung und zu Repressionen bei den 
Demonstrationen, die am 26. April 2015 nach der 
Ankündigung der Präsidentschaftskandidatur von 
Präsident Nkurunziza begonnen haben, aufgesta­
chelt hat. Ist verantwortlich dafür, die Ausbildung, 
Koordinierung und Bewaffnung der paramilitäri­
schen Milizen der Imbonerakure auch außerhalb 
von Burundi unterstützt zu haben, die für Gewalt­
handlungen, Repressionsmaßnahmen und schwere 
Menschenrechtsübergriffe in Burundi verantwort­
lich sind. 

4. Léonard NGENDAKUMANA Geburtsdatum: 24.11.1968 

Besitzt die burundische 
Staatsangehörigkeit. Reise­
pass-Nr.: DP0000885 

Ehemaliger „Chargé de Missions de la Présidence“ 
und ehemaliger General des Heeres. Hat durch die 
Teilnahme an dem versuchten Staatsstreich vom 
13. Mai 2015, durch den die Regierung Burundis 
gestürzt werden sollte, die Suche nach einer politi­
schen Lösung in Burundi behindert. Verantwort­
lich für Gewalthandlungen (Granatenangriffe), die 
in Burundi begangen wurden, sowie für Anstiftung 
zu Gewalt. General Léonard Ngendakumana hat 
sich öffentlich für Gewalt als Mittel zur Durchset­
zung politischer Ziele ausgesprochen.   
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BESCHLUSS (GASP) 2015/1764 DES RATES 

vom 1. Oktober 2015 

zur Änderung des Beschlusses 2014/512/GASP über restriktive Maßnahmen angesichts der 
Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine destabilisieren 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 29, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 31. Juli 2014 den Beschluss 2014/512/GASP über restriktive Maßnahmen angesichts der 
Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine destabilisieren (1) erlassen. 

(2)  Nach Ansicht des Rates sollte die europäische Raumfahrtindustrie von diesen restriktiven Maßnahmen nicht 
berührt werden. 

(3)  Der Rat hat daher beschlossen, dass bestimmte Tätigkeiten in Bezug auf bestimmte in der Gemeinsamen 
Militärgüterliste der Europäischen Union (2) genannte Pyrotechnika, die zur Verwendung für Trägersysteme, die 
von Startorganisationen der Mitgliedstaaten oder in Mitgliedstaaten ansässigen Startorganisationen betrieben 
werden, zur Verwendung für Starts im Rahmen von Raumfahrtprogrammen der Union, ihrer Mitgliedstaaten oder 
der Europäischen Weltraumorganisation oder zur Betankung von Satelliten durch in Mitgliedstaaten ansässige 
Satellitenhersteller erforderlich sind, zulässig sein sollten — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Beschlusses 2014/512/GASP wird wie folgt geändert:  

1. In Artikel 2 werden folgende Absätze angefügt: 

„(5) Die Verbote gemäß den Absätzen 1 und 3 gelten nicht für 

a)  den Verkauf, die Lieferung, die Verbringung oder die Ausfuhr und die Einfuhr, den Kauf oder die Beförderung von 
Hydrazin (CAS-Nr. 302-01-2) mit einer Konzentration von 70 Prozent oder mehr, 

b)  die Einfuhr, den Kauf oder die Beförderung von unsymmetrischem Dimethylhydrazin (CAS-Nr. 57-14-7), 

c)  den Verkauf, die Lieferung, die Verbringung oder die Ausfuhr und die Einfuhr, den Kauf oder die Beförderung von 
Monomethylhydrazin (CAS-Nr. 60-34-4), 

zur Verwendung für Trägersysteme, die von europäischen Startorganisationen betrieben werden, zur Verwendung für 
Starts im Rahmen von europäischen Raumfahrtprogrammen oder zur Betankung von Satelliten durch europäische 
Satellitenhersteller. 

Die Ausfuhrmenge von Hydrazin wird gemäß dem Start bzw. den Starts oder gemäß dem Satellit, für den bzw. für 
die sie bestimmt ist, berechnet und darf eine Gesamtmenge von 800 kg für jeden einzelnen Start oder Satellit nicht 
überschreiten. Die Ausfuhrmenge von Monomethylhydrazin wird gemäß dem Start bzw. den Starts oder gemäß dem 
Satellit, für den bzw. für die sie bestimmt ist, berechnet. 

(6) Die Verbote gemäß Absatz 2 gelten nicht für die Bereitstellung technischer Hilfe, Vermittlungsdienste oder 
sonstiger Dienste und für die Bereitstellung von Finanzmitteln oder Finanzhilfen im Zusammenhang mit den unter 
Absatz 5 Buchstaben a, b und c genannten Tätigkeiten. 
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(1) Beschluss 2014/512/GASP vom 31. Juli 2014 über restriktive Maßnahmen angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der 
Ukraine destabilisieren (ABl. L 229 vom 31.7.2014, S. 13). 

(2) ABl. C 129 vom 21.4.2015, S. 1. 



(7) Die unter Absatz 5 Buchstaben a, b und c und Absatz 6 genannten Tätigkeiten unterliegen der vorherigen 
Genehmigung durch die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten. Die Mitgliedstaaten unterrichten den Rat in allen 
Fällen, in denen sie eine Genehmigung erteilen. Die Informationen umfassen detaillierte Angaben zu den verbrachten 
Mengen sowie der Endverwendung.“  

2. In Artikel 9 Absatz 1 wird folgender Absatz angefügt: 

„Artikel 2 Absatz 6 gilt ab dem 9. Oktober 2015.“ 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Luxemburg am 1. Oktober 2015. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
E. SCHNEIDER  
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2015/1765 DER KOMMISSION 

vom 30. September 2015 

zur Änderung der Anhänge I und II der Entscheidung 2004/558/EG in Bezug auf den Status des 
Bundeslands Baden-Württemberg in Deutschland und der Region Aostatal in Italien als frei von 

der infektiösen bovinen Rhinotracheitis 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2015) 6572) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 64/432/EWG des Rates vom 26. Juni 1964 zur Regelung viehseuchenrechtlicher Fragen beim 
innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Rindern und Schweinen (1), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2 und 
Artikel 10 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Richtlinie 64/432/EWG regelt den Handelsverkehr mit Rindern innerhalb der Union. Gemäß Artikel 9 der 
genannten Richtlinie kann ein Mitgliedstaat, der für eine der Tierseuchen gemäß Anhang E Teil II der genannten 
Richtlinie ein obligatorisches nationales Bekämpfungsprogramm erstellt hat, dieses Programm der Kommission 
zur Genehmigung vorlegen. Die Liste dieser Seuchen umfasst die infektiöse bovine Rhinotracheitis. Infektiöse 
bovine Rhinotracheitis ist die Beschreibung der auffälligsten klinischen Anzeichen einer Infektion mit dem 
bovinen Herpesvirus Typ 1 (BHV1). Artikel 9 der Richtlinie 64/432/EWG sieht auch die Festlegung der für den 
Handel innerhalb der Union möglicherweise erforderlichen ergänzenden Garantien vor. 

(2)  Gemäß Artikel 10 der Richtlinie 64/432/EWG muss ein Mitgliedstaat, der der Auffassung ist, dass sein 
Hoheitsgebiet oder ein Teil seines Hoheitsgebiets von einer der Tierseuchen gemäß Anhang E Teil II der genannten 
Richtlinie frei ist, der Kommission die entsprechende Begründung vorlegen. Dieser Artikel sieht außerdem die 
Festlegung der für den Handel innerhalb der Union möglicherweise erforderlichen ergänzenden Garantien vor. 

(3)  Mit der Entscheidung 2004/558/EG der Kommission (2) werden die Programme zur Bekämpfung und Tilgung 
von BHV1 genehmigt, die von den in Anhang I der genannten Entscheidung aufgeführten Mitgliedstaaten 
vorgelegt wurden, und zwar für die in dem genannten Anhang aufgeführten Regionen, für die ergänzende 
Garantien gemäß Artikel 9 der Richtlinie 64/432/EWG gelten. 

(4)  Des Weiteren sind in Anhang II der Entscheidung 2004/558/EG die Regionen der Mitgliedstaaten aufgeführt, die 
als frei von BHV1-Infektionen erachtet werden und für die ergänzende Garantien gemäß Artikel 10 der Richtlinie 
64/432/EWG gelten. 

(5)  Derzeit sind alle Regionen Deutschlands mit Ausnahme der Bundesländer Bayern, Thüringen, Sachsen, Sachsen- 
Anhalt, Brandenburg, Berlin und Mecklenburg-Vorpommern in Anhang I der Entscheidung 2004/558/EG 
aufgeführt. Diese Bundesländer sind BHV1-frei und daher derzeit in Anhang II der genannten Entscheidung 
aufgeführt. 

(6)  Deutschland hat der Kommission Unterlagen vorgelegt, aus denen hervorgeht, dass das Bundesland Baden- 
Württemberg als BHV1-frei betrachtet werden kann und die ergänzenden Garantien gemäß Artikel 10 der 
Richtlinie 64/432/EWG auf dieses Land ausgedehnt werden können. 

(7)  Im Anschluss an die Bewertung der von Deutschland vorgelegten Unterlagen sollte das Bundesland Baden- 
Württemberg nicht länger in Anhang I, sondern in Anhang II der Entscheidung 2004/558/EG aufgeführt werden, 
und die Anwendung der ergänzenden Garantien gemäß Artikel 10 der Richtlinie 64/432/EWG sollte auf dieses 
Land ausgedehnt werden. Daher sollten die Anhänge I und II der Entscheidung 2004/558/EG entsprechend 
geändert werden. 

(8)  Die Region Aostatal in Italien ist derzeit in Anhang I der Entscheidung 2004/558/EG aufgeführt. 
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(1) ABl. 121 vom 29.7.1964, S. 1977/64. 
(2) Entscheidung 2004/558/EG der Kommission vom 15. Juli 2004 zur Umsetzung der Richtlinie 64/432/EWG des Rates hinsichtlich 

ergänzender Garantien im innergemeinschaftlichen Handel mit Rindern in Bezug auf die infektiöse bovine Rhinotracheitis und der 
Genehmigung der von einigen Mitgliedstaaten vorgelegten Tilgungsprogramme (ABl. L 249 vom 23.7.2004, S. 20). 



(9)  Italien hat der Kommission Unterlagen vorgelegt, aus denen hervorgeht, dass die Region Aostatal als BHV1-frei 
betrachtet werden kann und die ergänzenden Garantien gemäß Artikel 10 der Richtlinie 64/432/EWG auf diese 
Region ausgedehnt werden können. 

(10)  Im Anschluss an die Bewertung der von Italien vorgelegten Unterlagen sollte die Region Aostatal nicht länger in 
Anhang I, sondern in Anhang II der Entscheidung 2004/558/EG aufgeführt werden, und die Anwendung der 
ergänzenden Garantien gemäß Artikel 10 der Richtlinie 64/432/EWG sollte auf diese Region ausgedehnt werden. 
Daher sollten die Anhänge I und II der Entscheidung 2004/558/EG entsprechend geändert werden. 

(11)  Die Entscheidung 2004/558/EG sollte daher entsprechend geändert werden. 

(12)  Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Anhänge I und II der Entscheidung 2004/558/EG erhalten die Fassung des Anhangs dieses Beschlusses. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 30. September 2015 

Für die Kommission 
Vytenis ANDRIUKAITIS 

Mitglied der Kommission  
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ANHANG 

„ANHANG I 

Mitgliedstaaten Regionen der Mitgliedstaaten, in denen die ergänzenden Garantien für infektiöse bovine Rhinotracheitis 
gemäß Artikel 9 der Richtlinie 64/432/EWG gelten 

Belgien Alle Regionen 

Tschechische Republik Alle Regionen 

Deutschland Die Bundesländer 

Bremen 

Hamburg 

Hessen 

Niedersachsen 

Nordrhein-Westfalen 

Rheinland-Pfalz 

Saarland 

Schleswig-Holstein 

Italien Region Friaul-Julisch Venetien 

Autonome Provinz Trient  

ANHANG II 

Mitgliedstaaten Regionen der Mitgliedstaaten, in denen die ergänzenden Garantien für infektiöse bovine Rhinotracheitis 
gemäß Artikel 10 der Richtlinie 64/432/EWG gelten 

Dänemark Alle Regionen 

Deutschland Die Bundesländer 

Baden-Württemberg 

Bayern 

Berlin 

Brandenburg 

Mecklenburg-Vorpommern 

Sachsen 

Sachsen-Anhalt 

Thüringen 

Italien Region Aostatal 

Autonome Provinz Bozen 

Österreich Alle Regionen 

Finnland Alle Regionen 

Schweden Alle Regionen“   
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BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung der Verordnung (EU) Nr. 752/2014 der Kommission vom 24. Juni 2014 zur Ersetzung 
des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 208 vom 15. Juli 2014) 

Seite 6, Anhang zur Änderung des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 396/2005, Teil A Reihe 0161000 Spalte 3: 

anstatt:  „a)  essbarer Schale“ 

muss es heißen:  „a)  genießbarer Schale“. 

Seite 7, Anhang zur Änderung des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 396/2005, Teil A Reihe 0162000 Spalte 3: 

anstatt:  „b)  nicht essbarer Schale, klein“ 

muss es heißen:  „b)  nicht genießbarer Schale, klein“. 

Seite 7, Anhang zur Änderung des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 396/2005, Teil A Reihe 0163000 Spalte 3: 

anstatt:  „c)  nicht essbarer Schale, groß“ 

muss es heißen:  „c)  nicht genießbarer Schale, groß“. 

Seite 24, Anhang zur Änderung des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 396/2005, Teil A Reihe 1100000 Spalte 2: 

anstatt: „FISCH, FISCHEREIERZEUGNISSE UND SONSTIGE VON MEERES- ODER SÜSSWASSER­
FISCHEN GEWONNENE ERZEUGNISSE“ 

muss es heißen: „FISCH, FISCHEREIERZEUGNISSE UND SONSTIGE VON MEERES- ODER SÜSSWASSER­
TIEREN GEWONNENE LEBENSMITTEL“ 

Seite 37, Anhang zur Änderung des Anhangs I der Verordnung (EG) Nr. 396/2005, Teil B Reihe 0213090 Spalte 3: 

anstatt:  „Schwarzwurzeln“ 

muss es heißen:  „Haferwurz/Purpur-Bocksbart“.  
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